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4. Jahrgang Heft 4 1. Februar 1931

Auch das gehört zur Mahnbuchhaltung
Fälligkeit! Verfalltag! Mittlere Verfallzeit!

14 B B uchha ltung
O rganisation

1 Mahnwesen

I .  Wann muß nach BGB. geleistet werden?
Über den Zeitpunkt der Leistung entscheidet die 

(stillschweigende oder ausdrückliche) Vereinbarung 
zwischen Gläubiger und Schuldner. Liegt eine be
sondere Vereinbarung nicht vor, so gilt die gesetz
liche Leistungszeit, wonach der Gläubiger die Lei
stung sofort verlangen, der Schuldner sie sofort be
wirken kann (§ 271, Abs. 1 BGB.).

Unter „sofort“ ist je nach der Art der Schuld der 
nach Treu und Glauben unter Berücksichtigung 
der Verkehrsitte geltende Zeitpunkt zu verstehen 
(§ 242 BGB.)

Ist ein fester Zeitpunkt der Leistung vereinbart, 
so darf der Gläubiger nicht vor diesem Zeitpunkt 
fordern, wohl aber der Schuldner vorzeitig leisten 
(§271 Abs. 2 BGB.). Dies wird aber dem Gläubiger 
nur dann erwünscht sein, wenn z. B. seine zur 
Rückzahlung gelangende Forderung unverzinslich 
bzw. nur niedrig verzinslich war. Handelt es sich 
aber um eine hoch verzinsliche Forderung, so braucht 
der Gläubiger vorzeitige Leistung nicht anzuneh
men, § 271 Abs. 2 ist also nicht anwendbar.

Andererseits ist der Schuldner, der eine unver
zinsliche Schuld vor der Fälligkeit bezahlt, zu 
einem Abzug von Zwischenzinsen nicht berechtigt 
(§272 BGB.). In  der kaufmännischen Praxis hat 
dieser Rechtsatz wohl nur bei Bezahlung kleiner 
Beträge allgemeine Geltung. Bei Bezahlung eines 
größeren Betrages wird, besonders in Zeiten der 
Wirtschaftskrise, der Gläubiger dem Schuldner 
einen Skontoabzug, —  der ja von gleicher Wirkung 
ist wie ein Zinsenabzug — , zugestehen.

I I .  Fälligkeit im Konkursfall vordatiert.
Im  Falle des Konkurses gelten die befristeten For

derungen der Konkursgläubiger als fällig (§65 der 
Konkursordnung vom 17. Mai 1898). Noch nicht 
fällige Forderungen werden hierbei um den Betrag 
vermindert, der mit Hinzurechnung der gesetz
lichen Zinsen für die Zeit von der Eröffnung des

Verfahrens bis zur Fälligkeit dem vollen Betrage 
der Forderung gleichkommt.

Berechnungsweise: Bezeichnet x den gesuchten 
Betrag, s den vollen Betrag der noch nicht fälligen 
Forderung, n die Zahl der Jahre bis zum Fällig
keitstermin und z den Zinsfuß, so ist folgende 
Formel anwendbar:

100 s
X = ------:----100 +  nz

I I I .  Die Fälligkeit von Steuerschulden.
Die Fälligkeit der Steuerschuld wird durch den 

Zeitpunkt bestimmt, zu welchem der Schuldner 
verpflichtet ist, den Anspruch des Staates zum Er
löschen zu bringen.1) Während früher die Fällig
keit von der Zustellung eines Steuerbescheides ab
hängig war, wird im modernen Steuerrecht der 
Zeitpunkt der Fälligkeit zur Entstehung der Steuer
schuld in Beziehung gesetzt. Infolge der Geldnot 
des Staates schuf man die Vorauszahlungspflicht. 
Durch dieses gesetzestechnische Mittel wurde er
reicht, daß der Hauptteil der Forderung sofort nach 
Entstehung der Steuerschuld fällig wurde, ohne 
daß der Verwaltungsakt der Veranlagung abzu
warten wäre.

IV . Kontrollieren Sie die Fälligkeit der Ausstände ?
Zweckmäßig werden am Kopfe eines jeden 

Schuldnerkontos die Zahlungsbedingungen ver
merkt. Auf Grund solcher „Konditionsvermerke“ 
ist die Fälligkeit der einzelnen Posten leicht fest
zustellen. Die Notwendigkeit der Überwachung der 
Fälligkeitstermine führt zum Ausbau einer be
sonderen Kreditkontrolle, die sich einer „Verfall
kartothek“ oder ähnlicher Hilfsmittel bedienen 
kann, wie in „BB“ schon häufiger besprochen.

V. Auch die Kontrolle der Fälligkeit der eigenen Zah
lungsverpflichtungen nicht vergessen.

Während die Kontrolle der Fälligkeit von Forde
rungen den Hauptzweck hat, den rechtzeitigen

') Vgl. Hensel, Steuerrecht, Berlin 1924, S. 175.
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Eingang zu sichern bzw. etwaigen Ausfällen vor
zubeugen, kennzeichnet sich die Beobachtung der 
Fälligkeit der Zahlungsverpflichtungen als ein un
entbehrliches Mittel der Finanzdisposition. Von 
dem primitiven Verfahren, die Zahlungsverpflich
tungen auf einem Kalender zu notieren, ist man 
immer mehr abgekommen. Der moderne Betrieb 
verlangt Übersichten, aus denen die Fälligkeit ein
maliger Verpflichtungen, z. B. die Verfalltage von 
Wechseln, wie auch der periodisch wiederkehrenden 
Zahlungsverpflichtungen (wöchentliche Lohn-, mo
natliche Gehaltzahlung usw.) für die nächste Zeit 
ersichtlich sind.

V I. Was ist „Valutierung“  des Konto-Korrents?
Als Valutierung oder Wertstellung eines Konto

korrents bezeichnet man die Feststellung der Fällig
keitstage der einzelnen Schuld- bzw. Guthaben- 
Posten. Der Zinsanspruch im Kontokorrent-Ver
kehr zeigt die besondere Wichtigkeit des Zeit
momentes. Der Fälligkeitstag oder Verfalltag ist 
der maßgebende Tag für den Beginn der Zins
rechnung des einzelnen Postens. Die Verzinsung 
von Einzahlungen beginnt gewöhnlich erst am 
Tage nach der Einzahlung, d. h. also: die Gut
schrift erfolgt „per morgen“ . Im  Effektengeschäft 
erfolgt die Belastung eines Ankaufes „Valuta des
selben Tages“ , während die Gutschrift für einen Ver
kauf „Valuta des nächsten Tages“ erfolgt u. ä.

N a c h f ä l l i g e  P o s t e n

sind solche, deren Verfalltag erst nach dem Ab
schlußtag des Konto-Korrents festgelegt ist. Ent
weder werden solche Buchungen bei der Zinsberech
nung mit einbezogen oder aber als Vortragsposten 
auf den neuen Kontokorrent-Abschnitt vorgetragen.

V II.  Noch nicht fällige Posten in der Bilanz
gehören zu den sogenannten transitorischen Bilanz
posten. Ist z. B. ein Wechsel nach dem Bilanzstich
tag fällig, so werden die Wechselzinsen vom Bilanz
tag bis zur Fälligkeit bilanzmäßig berücksichtigt, 
weil die Nochnichtfälligkeit gegenüber dem Nomi
nalbetrag der Forderung einen Minderwert bewirkt.

V II I .  Die durchschnittliche Verfallzeit.
Im  kaufmännischen Leben kommt es häufig vor, 

daß Beträge, die zu verschiedenen Zeitpunkten 
fällig sind, an einem Tage beglichen werden sollen. 
Auch für die Buchführung ist es oft vorteilhaft, den 
Durchschnitts-Verfalltag anzuwenden, weil hier
durch eine Anzahl Buchungsposten fortfällt und 
zudem die spätere Zinsberechnung vereinfacht wird. 
Selbstverständlich darf nun kein willkürlicher Zeit
punkt gewählt werden, sondern der gewählte Zeit
punkt muß so liegen, daß weder Gläubiger noch 
Schuldner an Zinsen benachteiligt werden. Die 
Ermittlung der gemeinschaftlichen oder durch
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schnittlichen Verfallzeit ist der Zweck der soge
nannten Terminrechnung.

IX . Etwas von der Technik der Terminrechnung.
Um die gemeinschaftliche Verfallzeit mehrerer 

Beträge zu finden, multipliziere man jeden Betrag 
mit der unter gleiche Benennung gebrachten Zeit
spanne, addiere die Produkte und dividiere die 
Summe der Kapitalien. Der Quotient ergibt die 
mittlere Verfallzeit.

Ein Beispiel:

Ein Kaufmann hat RM. 2000.—  in gleichen Teil
zahlungen zu begleichen; die ersten RM. 500.—  
sind in zwei Monaten fällig, weitere RM. 500.—  
nach vier Monaten, weitere RM. 500.—  nach sechs 
Monaten und die letzten RM. 500.—  nach zehn 
Monaten. Wann kann nun der Gesamtbetrag auf 
einmal gezahlt werden, ohne daß der Schuldner 
einen Vorteil oder Schaden dadurch hat?

24-4-I-6-I-10 22 ..
- =  —  = 5 /4  Monate, oder, auf andere 

4 4
Weise errechnet:

RM. 500.- in 2 Monaten RM. 1 000.- in 1 Monat 
„ 500.- „ 4  „ =  „ 2  000.- „ 1 „
„ 500.- „ 6  „ =  „ 3000.- „ 1
„ 500.- ,, 10 „ =  „ 5 000.- ,, 1

RM. 11 000.- in 1 Monat, 
d. h. sämtliche Beträge haben denselben Zinswert 
wie RM. 11 000.—  in 1 Monat, oder aber, zurück

geführt auf RM. 2000,—  : 11 ° ° ° '  -  5 >/, Mon.
2000.—  “

Und noch ein Beispiel:

Sind die Einzelkapitalien ungleich, so ermittle 
man für jedes Kapital die Produkte aus Kapital 
und Verfalltagen und dividiere das Ergebnis durch 
die Summe der Kapitalien.

Folgende Wechsel sind unter einem gemein
schaftlichen Verfalltag zu verbuchen: RM. 625.—  
für 20. Mai, RM. 490.—  für 28. Mai, RM. 1840.—  für 
15. Juli. Ausgangstag: 20. Mai.

RM. 625.—  für 20. Mai o Tage 0
„ 490.—  „ 28. Mai 8 „ 3 920
„ 1840.—  „ 15. Juli SS „ 101 200

RM. 2955.—  105 120
105120:2955 36 Tage. Der gemeinschaftliche
Verfalltag ist demnach der 26. Juni u. ä.

Hin und wieder begegnet man in der Praxis der 
Gepflogenheit, gemeinschaftliche Verfalltage „über
schlägig“ anzusetzen. Dieses Verfahren kann aber 
leicht zu Differenzen mit dem Geschäftsfreunde 
führen und ist daher zu beanstanden.

Dipl.-Kfm. Walter K 1 e b b a.



Beleg und B ilanz 6 A B ilanz
4- Jahrgang, H e ft 4 SS Jahresabschluß
i .  Februar 1931 n In v e n tu r

Die Inventur stimmt nicht 1
W o steckt der Fehler?

Die In v e n tu r  is t beendet, die Aufnahm ebogen werden 
ausgerechnet und end lich  is t der m it  e iner gewissen Span
nung erw arte te  Tag da, an dem auch diese A rb e it vo llendet 
und das endgültige Ergebnis der In v e n tu r  vo rlie g t. Aber, 
o weh, zw ischen der Lagerbestandaufnahm e und der 
L agers ta tis tik , —  der S ta tis tik , die von  a llen  eine der 
w ich tigs ten  ist, —  e rg ib t sich eine große D ifferenz. Und 
dabei ha t sich die G eschäftsle itung in  a llen  ih ren  D isposi
tionen  gerade nach dieser Lagers ta tis tik  gerich te t. Sie 
ha t darum  auch e in  gewisses Interesse daran, daß die 
au f G rund dieser S ta tis tik  w ertm äß ig  errechneten Lager
bestände m it  dem W erte  der aufgenom m enen W aren
vo rrä te  übere instim m en. Es ko m m t noch etwas anderes 
dazu: W enn  zw ischen errechneter S ta tis tik  und  dem 
aufgenom m enen Bestand große Abw eichungen bestehen, 
dann v e rlie rt sch ließ lich  die ganze S ta tis tik  ih ren  W ert, 
und m an ka n n  aus diesen U nstim m ig ke ite n  fo lgern , 
daß erhebliche Feh ler un te rla u fe n  oder daß in  den A b 
te ilungen  irgendwelche U nrege lm äß igke iten (D iebstähle) 
vorgekom m en sind. 1

W ir  w o llen  e inm a l untersuchen, w odurch  große A b
weichungen zw ischen S ta tis tik  und A u fnahm e entstehen 
können.

Da kann

schon die Aufnahme eines Lagers nicht richtig durch
geführt

und fa lsch abgeschlossen sein. Es is t vergessen worden, 
die W are  im  Schaufenster, au f dem Boden, im  K e lle r, in  
der W arenannahm e oder in  einem  vorübergehenden 
W aren lager m it  aufzunehm en.

In  größeren Betrieben w ird  sich die A u fnahm e des 
Lagers an einem Tage n ic h t d u rch füh ren  lassen. Daher 
w ird  als S tich tag meistens der le tzte Tag im  M onat be
s tim m t, die A u fnahm e m ancher Lager aber schon e in  oder 
zwei Tage frü h e r du rchge füh rt. N un m uß selbstverständ
lic h  die Inve n tu ra u fn a h m e  des Lagers geändert werden, 
denn an den Tagen nach der A u fnahm e  is t doch noch 
W are v e rka u ft, es kan n  auch noch W are  here ingekom 
m en sein. Dies alles muß n a tü r lic h  beim  Abschluß be
rü c k s ic h tig t werden.

Machen w ir  uns e inm al an einem  Beispiel den Vorgang 
k la r :

Der S tich tag fü r  die In v e n tu r  is t der 31. Dezember. D ie 
A u fnahm e des Lagers is t bereits am  29. Dezember e rfo lg t. 
N unm ehr sind

dem aufgenommenen Lagerbestand (Verkaufswert) 
zuzuzählen

Fensterware

Noch zu zahlende Restbeträge au f A nzah lungsve rkäu fe  

Offenstehende Auswahlsendungen am 29. 12. 

Ausstehende R eparaturen am  29. 12., soweit es sich 

um  eigene W aren  handelt.

abzuziehen

Losung (Barge ld) vom  30. und 31. 12. 

K re d itve rkä u fe  vom  30. und 31. 12. 

N achnahm everkäufe  vom  30. und 31. 12. 

Personalverkäufe  vom  30. und  31. 12.

Bezahlte Auswahlsendungen vom  30. und 31. 12.

A m  30. und 31. 12. geleistete Zah lungen a u f A nzah 
lungsve rkäu fe .

V on dem sich so ergebenden Lagerbestand im  V e r
k a u f swert w ird  die Jah resdu rchschn ittska lku la tion  ab
gezogen, und zw ar die B ru tto g e w in n k a lk u la tio n , n ic h t 
etw a die R e n ta b ilitä tska lku la tio n , die s ich nach Abzug 
des Abschriftenprozentsatzes von der B ru tto g e w in n k a lk u 
la tio n  ergeben hat. Je tzt k o m m t m an a u f den E in ka u fsw e rt 
des Lagerbestandes, zu dem noch der W arene ingang vom  
30. und 31. 12. entweder nach dem Rechnungsbuch oder 
auch nach den Rechnungen der L ie fe ran ten  h inzuzu 
zählen ist. M an ha t dann die ta tsäch liche  Lagerbestands
au fnahm e vo llendet.

Se lbstverständlich müssen

die zugesehriebenen Rechnungen auch nach der Auf
nahme dem Wareneingang im Verkaufswert zu
gezählt

werden, und zw ar schlägt m an, w enn die W aren  noch 
n ic h t ausgezeichnet sind, den A u fsch lag  a u f den E in 
kaufspre is, der der errechneten Jahresdurchschn itts
k a lk u la tio n  der S ta tis tik  en tsprich t.

M an errechnet diesen A u fsch lag  nach der F o rm e l:

K a lk u la tio n  X 100
1 0 0 - K a lk u la t io n  =  A u fsch la S au f den E inkau fspre is .

Dieser A u fsch lag  und die Verkaufspre ise h ie rnach  sind 
genau zu berechnen, denn die K a lk u la t io n  zw ischen E in 
kau fs - und V e rkau fsw ert nach der In v e n tu r  muß genau 
e ingehalten werden, m an  d a rf sie n ic h t m ehr ändern. 
E rg ib t sich nach der In v e n tu r , daß der V e rkau fsw ert der 
W aren, die nach den Rechnungen im  W areneingang zu
geschrieben sind, höher oder geringer als der ausgerechnete 
W e rt is t, so m uß das M ehr oder M inder entweder dem 
W arene ingang im  V e rkau fsw ert des nächsten M onats 
zu- oder abgezogen werden, da sich sonst eine D iffe renz 
im  Lagerbestand (die dann bei der nächsten In v e n tu r  in  
E rsche inung t r i t t )  ergeben w ürde.

Gerade

bei der Verbuchung des Wareneinganges nach den 
Lieferantenrechnungen werden sehr leicht Böcke 
geschossen.

H ie r sind bei e tw aigen U nstim m ig ke ite n  so fo rt U n te r
suchungen anzuste llen. Es geschieht sehr o ft, daß Sen-



düngen der L ie fe ran ten , die in  den le tz ten  Tagen v o r dem 
In ve n tu rs tich ta g  here ingekom m en w aren, m it  im  W a ren 
bestand aufgenom m en, dagegen n ic h t im  W areneingang 
des Lagers gebucht s ind oder u m g e ke h rt: Rechnungen 
m it  e inem  späteren D atum , als der In ve n tu rs tich ta g  im  
W areneingang no tie rt, aber als W arenbestand n ic h t a u f
genom m en sind. D aher so ll m an die W are  solcher Rech
nungen, die n ic h t m it  aufgenom m en werden soll, in  
e inen besonderen R aum  (Verschlag) s te llen und  die Rech
nungen m it  e inem  ro ten  Zette l oder g u t s ich tbaren Stem
p e la u fd ru ck : Außer In v e n tu r ! !  versehen.

E in  w e ite re r F e h le r : Es is t versäum t worden, 

die Preisdifferenzen genau zu notieren und auch in 
der Statistik zu verrechnen.

Jeder, auch der geringste Preisnachlaß is t aufzuschreiben 
und der S ta tis tik  zu melden. D ie A n s ich t m ancher A n 
gestellten, A b te ilungs le ite r und auch Chefs, „daß  es n ich t 
so genau da rau f a n ko m m t,“  is t fa lsch und bere ite t o ft 
große Enttäuschungen und A rbe it.

N a tü rlic h  liegen auch m anchm al sowohl

Meßfehler, Schreibfehler und auch Rechenfehler in 
den Inventurunterlagen

selbst vo r. W ie  o ft h a t m an es schon erlebt, daß ein V er
kä u fe r z. B. 12 halbe M eter gemessen hat, aber s ta tt 
dessen 12 M eter ansagt oder sogar schre ibt, oder daß 
Posten, bei denen der Preis fü r  e inhundert S tück g ilt, 
fa lsch  ausgerechnet werden, indem  der Preis als fü r  ein 
S tück geltend eingesetzt oder ausgerechnet w ird !

W e ite r können

die Fehler schon in der Statistik selbst
liegen. Es is t z. B. sehr le ich t m ög lich , daß der V o rtrag  
der Lagerbestände sowohl im  E in ka u fs - als auch im  V er
k a u f sw ert fa lsch vorgetragen sind.

O der: D ie A b te ilungen  sind n ic h t weitgehend zer
g liede rt und en tha lten

Waren mit verschiedenartiger Kalkulation.
D ie  D u rch sch n itts ka lku la tio n , die sich als sogenanntes 
a rithm etisches M itte l aus den Summen u n g l e i c h e r  
P rozentaufschläge und u n g l e i c h e r  Z ah len  erg ibt, 
is t fü r  die Berechnung von V erkau fsw erten  zu E in ka u fs 
w erten  n i c h t  zu verwenden. A b te ilungen , an denen 
zw a r die gleiche G attung  W aren , aber m it  verschiedener 
K a lk u la t io n  ge füh rt werden, sind unbed ing t zu  trennen 
und  jede A b te ilu n g  is t fü r  sich sta tis tisch  zu füh ren . Der 
E in ka u fsw e rt der W aren  is t se lbstverständ lich  einschließ
lic h  a lle r E ingangspesen (also e insch ließ lich  F rachten 
und R o llge ld  und P o rti)  zu buchen, auch dieses w ird  o ft
m als n ic h t gem acht und b ilde t die Ursache von  U n 
s tim m ig ke ite n .

Buchung der Rechnungen für Abteilungen, in die sie 
nicht gehören,

können  die Quelle w e ite re r D iffe renzen sein. Es is t auch 
m ög lich , daß eine R echnung fü r  m ehrere A b te ilungen  
b es tim m t und n u r fü r  eine A b te ilu n g  gebucht w ird , w eil 
der A b te ilungs le ite r oder die sonst d a fü r ve ran tw o rtliche  
Person den Feh ler n ic h t r ic h tig s te llt .  Sehr o ft is t der 
F a ll e ingetreten, daß R echnungen doppelt gebucht sind. 
V o r der Bezahlung w ird  festgeste llt, daß diese fe h lt, e in 
D u p lik a t w ird  vom  L ie fe ran ten  e inge fo rdert, ir r tü m lic h  
noch e inm al gebucht und schon is t der F eh le r geschehen.

Waren, die für Unkosten, Dekoration oder für irgend
ein anderes Lager bestimmt sind,

werden w o h l von dem Lager abgegeben, aber es w ird  
d a fü r k e in  Abgabeschein ausgeschrieben und der S ta tis tik  
w e ite rge re ich t. Selbstverständlich fe h lt die W are  bei der 
In v e n tu r  an dem abgebenden Lager, w ährend  die A b 
te ilu n g , die diese W are  em pfing, n a tü r lic h  einen zu großen
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Lagerbestand ha t (vorausgesetzt n a tü r lic h , daß die W are 
n ic h t zu U nkostenzw ecken ve rb rauch t worden is t) .

D a m it sind aber die Feh lerquellen noch n ic h t e rschöpft: 
W ie  o ft  w ird

Ware an den Lieferanten zurückgesandt,
die in  der S ta tis tik  (W areneingang, E in ka u fs - und V er
kau fsw ert) schon en tha lten  w a r. Selbstverständ lich  muß 
in  e inem  solchen Falle  die W are  vom  Lager sowohl im  
E in ka u fs - und auch V e rkau fsw ert abgebucht werden. 
Andererseits da rf um gekehrt bei Rücksendungen an die 
F ab rikan ten  die W are in  der L a g e rs ta tis tik  n u r dann ab
gesetzt werden, w enn sie ta tsäch lich  schon d a rin  en t
ha lten  w ar.

Der Betrag der ausgestellten Gutscheine
is t m on a tlich  von den einzelnen Lägern abzusetzen, denn 
der W arenausgang h a t sich doch u m  den W e rt der zu rü c k 
gebrachten W are  und  der da fü r ausgestellten Gutscheine 
ve rrin g e rt, und dieses m uß in  der S ta tis tik  be rücks ich tig t 
werden. Daß die Umsätze der A b te ilungen  nochm als au f 
G rund der Kassenzettel h in s ic h tlic h  Rechenfehler nach
geprü ft werden, is t w oh l eine Se lbstverständ lichke it. W o 
es n ic h t gem acht w ird , und die Buchungen etwa sogar 
au f G rund der V e rkau fsberich te  der V e rkä u fe r v o r
genom m en sind, werden Feh ler in  der S ta tis tik  sehr 
häu fig  sein.

Schließ lich sei daran e rinne rt, daß 

zur Rückrechnung des monatlichen Warenausganges 
auf den Einkaufswert

n ic h t die m o n a t l i c h e  D u rchsch n ittska lku la tio n , die 
aus der Gegenüberstellung M onats-W areneingang E in 
ka u fsw e rt : V e rkau fsw ert errechnet w ird , zu benutzen ist, 
sondern die Jah resdu rchschn ittska lku la tion , die sich 
e rg ib t, w enn m an  Inventu rbestand , E in ka u fs - und V er
k a u f swert und m ona tlichen  W areneingang, E in ka u fsw e rt 
und V e rkau fsw ert add ie rt und  dann gegenüberstellt. 
D u rch  B enutzung der M ona tsdu rchsch n ittska lku la tio n  
w ürde sich e in  ganz schiefes B ild  ergeben.

Bei Beginn des neuen Geschäftsjahres
muß fe rne r in  der S ta tis tik  neben dem Lagerbestand im  
E in ka u fs - und V e rkau fsw ert auch die daraus festgestellte 
K a lk u la tio n  m it  vorgetragen werden, u m  sie bei der Be
rechnung der Monatsergebnisse m it  zu verwenden. Es 
wäre also fa lsch, zu Beginn des Jahres n u r den E inkau fs - 
und V e rkau fsw ert des Lagers vorzu tragen , die B ru tto 
g e w in n -K a lk u la tio n  des nächsten M onats aus der Gegen
überste llung  des m ona tlichen  E inkau fsw ertes  und V er
kaufsw ertes zu gew innen und diese K a lk u la tio n  etw a als 
neue D u rch sch n itts ka lku la tio n  zu benutzen. D ie r ich tige  
Berechnung dieser K a lk u la tio n  s ieht fo lgenderm aßen aus:

Vorgetragener Inven tu rbestand
E in ka u fsw e rt V e rkau fsw ert D u rchschn itts - 

K a lk u la tio n
M ona tliche r W aren-E ingang

E in ka u fsw e rt V e rkau fsw ert M on a ts -K a lku la tio n

Jahres —  W aren -E ingang
E in ka u fsw e rt V e rkau fsw ert Jahresdurchschn itt- 

K a lk u la tio n

U n te r Benutzung dieser neuen Ja h re ska lku la tio n  is t 
dann der W arenausgang V e rkau fsw ert in  den E in ka u fs 
w e rt um zurechnen und dieser W arenausgang (E in k a u fs 
w e rt)  vom  Inven tu r-B es tand  (E in ka u fsw e rt)  +  M onats- 
w a ren -E ingang  abzuziehen. D a n n  e r g i b t  s i c h  
d e r  n e u e  L a g e r b e s t a n d .

Eugen S a b e l .
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Beleg und B ilanz 9 6 B B ilanz

4. Jahrgang, H e ft 4 
1. Februar 1931 f l

Steuerbilanz
Abschre ibungen

Ratschläge aus der Steuerpraxis in Reich und Ländern
Instandhaltung und Instandsetzung in Ihrer Steuerbilanz

Diese beiden in  der Ueberschrift enthaltenen Begriffe stoßen bei Abgabe der Einkommen- 
und Körperschaftsteuererklärungen, die in diesem Jahre zwischen dem 1. und 16. 
Februar abzugehen sind, bei denen es darauf ankommt, den steuerlich richtigen Gewinn 
zu ermitteln, in  der Praxis immer wieder auf Zweifel und Schwierigkeiten. Sie gehören 
m it zu dem großen steuerlichen A  b s c h r e i b u n g s p r o b l e m .  Der Verfasser ver
sucht an Hand der neuesten Rechtsprechungen bestehende Zweifel zu beheben.

I. Was ist Instandhaltung?
U nte r In s tandha ltung  versteht das Steuerrecht und die 

S teuerpraxis laufende Ausgaben fü r  abnutzbare und 
n ic h t abnutzbare Gegenstände, im  Rahm en des gesamten 
Betriebes gesehen.

Die Instandha ltungskosten  brauchen, da sie laufende 
U nterha ltskosten  sind, n ich t a k t iv ie r t  zu w erden; sie 
können  also so fo rt über Unkosten ausgebucht werden. 
R F H . U. v. 28. 11. 28 V I  A  1276/28 R StB l. 1929, S. 368; 
v. 15. 5. 29 IV  A  694/28 R StB l. 1929 S. 553-

D er § 16, 2 EStG, bezieht sich n ic h t au f Gegenstände 
des um laufenden oder Betriebskap ita ls, also der E r
zeugnisse, W arenvorrä te  usw. Deren Anschaffungsauf
wendungen gehören stets zu den W erbungskosten R F H . 
U. Bd. 17 S. 90, 102.
Die Ausgaben für Instandhaltung sind ihrem Wesen 

nach Werbungskosten
(lau fender E rha ltungsau fw and ), die nach den E rfa h 
rungen des einzelnen Betriebes in  einer gewissen Höhe 
a lljä h r lic h  regelm äßig w iederkehren. R F H . U. v. 4. 12. 
1928 I  A  408/27 R S tB l. 1929 S. 79.

Den laufenden jä h rlich e n  E rha ltungsau fw and  e rhä lt 
m an, indem  m an den A u fw and  fü r  die e inzelnen A us
besserungen jew e ils  au f die Jahre der N utzung ve rte ilt 
und dann die Summen der Jahresante ile  der einzelnen 
Ausbesserungen zusamm enrechnet.

E in  U rte il über die Zw eckm äß igke it und  N otw end igke it 
dieser Ausgaben steht nach R F H . U. v. 20. I .  27 I  D  2/24 
R S tB l. 25 S. 66 den Steuerbehörden grundsä tz lich  n ic h t zu.

D u rch  die Ins tandha ltung  w ird  die Gebrauchsdauer 
der Anlagegegenstände ve rlängert bzw. erha lten  und die 
Höhe der jä h rlich e n  Absetzungen fü r  A bnu tzung  beein
flußt.

S tru tz  schre ibt in  Bd. I  S. 935: „In s ta n d h a ltu n g s 
kosten und  Absetzungen fü r  A bnu tzung  stehen in  einer 
zw angläufigen W echse lw irkung : Erstere verlängern 
die Gebrauchsdauer, erha lten  also die Gegenstände m ög
lic h s t lange in  dem zu r E rz ie lung  von  E in k ü n fte n  ge
eigneten Zustande; letztere sondern die tro tz  der In 
standha ltung  eingetretene M inderung  der Gebrauchs
fä h ig ke it ih rem  Geldwerte nach aus dem R oherträge 
der Quelle aus. Beide w irk e n  zu r rich tige n  E rrechnung 
des w irtsch a ftlich e n  Reinertrages zusam m en.“

D ie A bzugsfäh igke it beschränkt sich a u f solche Aus
gaben, die den Zw eck haben, den Gegenstand als Quelle 
des E inkom m ens in  dem jenigen Zustande der E rtrags
fä h ig ke it zu e rha lten, in  welchem  er als Verm ögenstück 
in  das E igen tum  des P flich tigen  gekomm en ist.

I I .  Was ist Instandsetzung?
U nte r Instandsetzung versteh t m an n ichtabzugs

fähige Aufw endungen zu r Verbesserung und V erm ehrung 
des V erm ögens; diese Ausgaben gehen also über die E r
ha ltung  des Vermögens in  seinem bisherigen Bestände 
h inaus. R F H . U. v. 28. 5. 27 IV  154/27 Bd. 21 S. 201.

Nach S tru tz  Bd. 1 S. 920 w ird  m an  im  a llgem einen 
eine über die bloße Ins tand  h a 1 1 u n g hinausgehende 
Instand  S e t z u n g  annehm en können, wenn der Gegen
stand, sei es durch  V erm ehrung  der Substanz, sei es 
durch andere wesentliche Änderungen, in  einen Zustand 
versetzt worden is t, vermöge dessen ih m  wegen E rhöhung  
seiner Gebrauchs- oder E rtrag s fä h ig ke it oder seiner son
stigen Verwendungs- oder V e rw e rtungsm ög lichke it oder

end lich  seiner Lebensdauer von  der Verkehrsanschauung 
e in  n ic h t ganz unerheb lich  höherer W e rt als vo r den 
Veränderungen beigelegt w ird .

Nach R F H . U . vom  27. 3. 28 I  A  470/27 R S tB l. 28 
S. 260 besteht
steuerrechtlich eine weitergehende Aktivierungs

pflicht als handelsrechtlich.
F ü r einen kau fm änn ische  Bücher führenden  Gewerbe
tre ibenden besteht wegen derjenigen W irtsch a ftsg ü te r, 
die er gegen eine A u fw endung, regelm äßig also gegen eine 
G eld le istung erw orben ha t, s t e u e r r e c h t l i c h  eine 
A k tiv ie ru n g s  p f l i c h t  dann, wenn sie nach a llgem einer 
Verkehrsanschauung an und fü r  sich e iner besonderen 
Bew ertung  zugäng lich  s ind und  nach eben dieser V e r
kehrsanschauung e i n e n  w e s e n t l i c h e n  u n d  
ü b e r  d i e  D a u e r  d e s  e i n z e l n e n  S t e u e r 
a b s c h n i t t s  w e s e n t l i c h  h i n a u s r e i c h e n 
d e n  W e r t  f ü r  d a s  g e w e r b l i c h e  U n t e r 
n e h m e n  b e s i t z e n .  D a run te r k ö n n e n  a u c h  
solche E rw erbungen fa llen , die weder kö rpe rliche  Sachen 
sind, noch Rechte im  bü rgerlichen  Sinne begründen.

D ie Festste llung, in  welchem  U m fange A u fw endungen 
a u f Gegenstände des A n lagekap ita ls , im  R ahm en des 
ganzen Betriebs betrachte t, als laufende In s ta nd h a l
tungen oder als werterhöhende Ausgaben ( In s ta n d 
setzungen) erscheinen, w ird  im  w esentlichen au f ta t 
sächlichem  Gebiete liegen.
Wirtschaftliche Gesichtspunkte und die herrschende 

Verkehrsauffassung sind dabei stets zu berück
sichtigen.
In  A nbe trach t der F lüss igke it der Grenzen is t n ic h t 

k le in lic h  zu verfahren. D ie  Buchungen sind in  solchen 
zw e ife lha ften  F ä llen  nach M ö g lichke it anzuerkennen. 
R F H . U. v. 24. 6. 26 IV  A  212/26 R S tB l. 27 S. 96.
Der Gesichtspunkt einer Wertsteigerung bzw. Ver

besserung
is t fü r  die Frage der A k t iv ie ru n g  der A u fw endungen 
a u f Anlagegegenstände jedoch n ic h t ausschlaggebend. 
D erartige  A u fw endungen brauchen n ic h t a k t iv ie r t  zu 
werden, wenn, sie, im  Rahm en des ganzen Betriebes be
trach te t, als laufende Ausgaben erscheinen. R F H . U. v. 
28. 5. 27 IV  A  154/27 Bd. 21 S. 201. Selbst größere A u f
wendungen können  zum  laufenden E rha ltungsau fw and  
gehören, z. B. die W iederinstandsetzung in  der In fla tio n s 
ze it ve rw ahrlos te r Häuser, R S tB l. 1928 S. 174, 1930, S. 309, 
auch wenn ih re  A u sw irku n g  sich über den Steuer
abschn itt h inaus erstreckt.

In  diesen A ufw endungen können  auch Instandsetzungs
kosten en tha lten  sein S tW . V  N r. 499 Z iff.  3.

Besonders zu beachten is t, daß der B egriff der la u fe n 
den A ufw endungen  n ic h t a u f das einzelne O b jekt, son
dern n u r au f den Gesam tbetriebsrahm en abgeste llt werden 
darf. Der P flich tige  is t berechtig t, u n te r B e rücks ich tigung  
des Gesamtbetriebsrahmens
größere Ausgaben sofort im Jahr der Entstehung 

über Unkosten abzubuchen.
Es k o m m t da rau f an, nachzuweisen, daß im  Laufe  von 
m ehreren Jahren  der A usg le ich  w ieder e rre ich t is t. In  
dieser H in s ich t können selbst größere Dach-, Treppen-, 
Z en tra lhe izungs- und  W ohn raum -R epa ra tu ren  so fo rt 
abgeschrieben werden, R S tB l. 1930 S. 309.

W as die A k tiv ie ru n g  der Instandsetzungen anbelangt, 
so is t in  R F H . Bd. 19 S. 201 zum  A usd ruck  gebracht, daß
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zum Anschaffungspreis nicht nur der Kaufpreis ge
hört,

sondern alles, was der K a u fm a n n  aufw enden m uß, um  
die K aufsachen zu e rha lten , w ie  z. B. T ransport-, A u f-  
s te llungs- und ähn liche  Kosten.

R echt w e it geht e in R F H .-U r te il v. 27. 11. 1929 IV  A  
1641/29 R S tB l. 1930 S. 328, wonach k le ine  und  m it 
gewisser R egelm äß igke it w iederkehrende Ausgaben fü r  
A nschaffungen über Unkosten so fo rt abgebucht werden 
können, selbst dann, w enn sie an und  fü r  sich zu a k t i
v ie ren  gewesen w ären. Nach diesem U r te i l s ind  die 
Grundsätze der A k t iv ie ru n g  und A n lagew ertung  n ich t 
s ta rr anzuwenden.

I I I .  Grenz- und Misehfälle zwischen Instandsetzung 
und Instandhaltung.

W ie  schon aus dem Vorhergehenden k la r  zu ersehen 
ist, w e ist die P rax is  a u f dem Gebiete der Instandsetzung 
und In s ta nd h a ltu n g  sehr vie le G renz- und M isch fä lle  auf.

Es so llen nun  k u rz  die Fä lle  a u fg e fü h rt werden, die in  
der höchs trich te rlich en  S pruchpraxis  und  im  S ch rifttu m  
ih re  K lä ru n g  gefunden haben.

In  e inem  in  w esentlichen T e ilen  erneuerten Gegenstand 
kann  un te r Um ständen ein v ö llig  neuer e rb lic k t werden. 
In  diesem Falle  lie g t dann H ers te llung  eines neuen Gegen
standes u n te r M itve rw endung  von  Teilen des a lten, n ic h t 
aber die E in fü g u n g  neuer Teile in  einen a lten  Gegenstand 
vo r. S tru tz  2 S. 105.
Typische Herstellungskosten sind:
(Instandse tzungskosten). Das Um decken eines Daches, 
wenn es e in  anderes, besseres w ird ; das Verputzen und 
A nstre ichen  eines Hauses, w enn dadurch das ganze Haus 
e in  v ie l s ta ttlicheres Aussehen bekom m t und  in  seinem 
W esen verändert w ird .

U. a. können  A u fw endungen fü r  die E rsetzung einer 
unb rauchbar gewordenen Gasbeleuchtung im  Treppen
haus eines M ie tw ohngrundstückes durch  elektrisches 
L ic h t im  A usgabe jahr u n g ekü rz t abgezogen w erden; 
ha t jedoch die E in r ic h tu n g  der e lek trischen  Beleuchtung 
an Stelle der G asbeleuchtung das Haus nach U m fang  
oder A r t  w e s e n t l i c h  verändert, dann hande lt es sich 
um  H erste llung , also um  Instandsetzungskosten. R F H . 
U. v. 28. 9. 27 IV  A  378/27 R S tB l. 1927 S. 230.

Es is t ke in  lau fender E rha ltungsau fw and , sondern 
H erste llungs------d. h. Instandsetzungsaufw and, w enn in 
fo lge Verw endung schlechten M a te ria ls  bei E rr ic h tu n g  
eines W ohngebäudes sehr erhebliche A u fw endungen zu r 
B ese itigung der eingetretenen Schäden (D u rch fa u le n  der 
B a lken  usw.) gem acht werden. R F H . U. v. 12. 3. 1930 
IV  A  1039/29 R S tB l. 1930 S. 270.

Dagegen ka n n  nach dem g le ichen U rte il 
eine zu berücksichtigende außergewöhnliche Ab

nutzung bei Beschädigung u. a. 
von W ohngebäuden vorliegen, die a u f na tü rlich e n , m it  
e iner Ä nde rung  der Beschaffenheit des Gebäudes ver
bundenen Ursachen beruhen. (B rand , Z e rs tö rung  durch 
S turm , Hausschw am m  u sw .).

D ie B e rücks ich tigung  eines bereits frü h e r eingetretenen 
Schadens kann , w enn er erst in  e inem  späteren Steuer
absch n itt en tdeckt w ird , auch noch in  diesem Steuer
absch n itt e rfo lgen. In  einem  nach der E n tdeckung  liegen
den S teuerabschn itt kann  jedoch eine Absetzung fü r  
außergew öhnliche A b n u tzu n g  n ic h t m ehr nachgeholt 
werden.

Das gleiche U rte il sagt fe rner, daß als laufender E rh a l
tungsau fw and  die um fangre ichen  und m it  e inem  ganz 
erheb lichen K ostenaufw and vorgenom m enen A rbe iten  
—  es hande lt sich um  einen Hausbrand, led ig lich  die U m 
fassungsm auern und  einige massive Innenw ände, die 
Treppen und das D achw erk  blieben stehen —  n ic h t m ehr 
angesehen werden können. Z w a r s teh t eine W ertverbes
serung der A nnahm e eines so fo rt v o ll abzugsfähigen 
laufenden E rha ltungsaufw andes n ic h t g rundsä tz lich  en t
gegen, im m e rh in  m uß aber doch, w enn es sich um  lau fen 
den E rha ltungsau fw and  handeln  so ll, im  w esentlichen 
die E rh a ltu n g  des u rsp rüng lich  bestehenden Gegenstandes 
bezweckt sein. D arüber gehen aber die im  vorliegenden 
Falle  vorgenom m enen A rbe iten  u n zw e ife lh a ft h inaus. 
D ie s tr it tig e n  A ufw endungen ste llen also H erste llungs
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kosten dar, die a u f die D auer der N utzung zu ve rte ilen  
sind.
W ird ein Gebäude durch Umbau verändert,
so kann  n ic h t der u rsprüng liche  Anschaffungspre is als 
Anschaffungs- oder H erste llungspreis angesehen werden. 
Dem  u rsp rüng lichen  A nschaffungs-usw .-P re is sind v ie l
m ehr die K osten des Umbaues zuzurechnen.
Wird ein erworbenes Grundstück niedergerissen 
zu r H ers te llung  eines geeigneten neuen Gebäudes, so 
be träg t der H e rs te llungsp re is :

D ie Kosten fü r  E rw erb des Grundstückes, 
die Kosten fü r  die N iederre ißung des a lte n  Gebäudes, 
die Auslagen fü r  die E rr ic h tu n g  des neuen Gebäudes. 
Selbst die Ausgaben, die led ig lich  durch  räum liche  V er

änderungen entstanden sind, und  die Instandsetzungs
cha rak te r haben, sind zu a k tiv ie re n . D ie V erb ringungs
kosten gehören nä m lich  zu den Kosten, durch die ein 
Gegenstand in  den kö rpe rlichen  und räum lichen  Z u 
stand gebracht worden is t, in  dem er s ich am  B ilanzs tich 
tag befindet. R F H . U . v. 3. 3. 26 IV  A  142/26 R S tB l. 
1926 S. 266; vom  7. 7. 26 IV  A  727/25 Bd. 19 S. 201. 
Absetzungen für Abnutzung bei Grundstücken 
dürfen  n u r vom  Gebäudeteil, n ic h t aber vom  G rund un d  
Boden vorgenom m en werden. Es sind  also g rundsä tz lich  
Gebäude-, G rund- und Bodenw ert zu trennen. R F H . U . 
v. 28. 9. 25 IA  91/25 Bd. 17 S. 265.

A n lagen e iner Spargel- und K o rb w e id e nku ltu r, deren 
N utzung sich im  Gegensatz zu der jä h rlic h e n  Saatrüben
bestellung, die eine laufende Bestellungsausgabe des 
Landw irtschaftsbetriebes is t, über einen längeren Z e it
raum  ers treckt, s ind zu a k tiv ie re n . In  dem Jahre, in  dem 
diese A n lagen ve rn ich te t s ind bzw. in  ih rem  W erte  zu rü c k 
gehen, ka n n  der B uchw ert ganz bzw. zum  Teil abge
schrieben werden. R F H . U. v. 24. 7. 29 IV  A  896 S tW . 
1929 S. 1253 (Bd. I I ) .
Flaschen, Flaschenkästen und Versandkisten
gehören zu den Gegenständen, deren Verw endung und  
N utzung bestimm ungsgem äß sich über einen längeren, 
über den S teuerabschnitt h inausgehenden Z e itra u m  er
s treckt. Sie müssen daher bei der u rsp rüng lichen  A n 
schaffung, bei G ründung des Betriebs oder bei V erm ehrung 
des Bestandes in fo lge  e iner E rw e ite rung  des Geschäfts
zweigs a k t iv ie r t  werden. Dagegen können die laufenden 
Ergänzungsanschaffungen über U nkostenkonto  abge
buch t werden. R F H . U . v . 12. 11. 29 IA  213/29 R S tB l.
1929 S. 660. Das gleiche g ilt  auch fü r
Werkzeuge, Verpackungsmaterial, Farben, Pappen

und sonstige Hilfsmittel.
Besaß e in  Geschäft solche Gegenstände bisher n ic h t, 

und h a t es diese in  e inem  S teuerabschnitt in fo lge  e iner 
U m ste llung  des Betriebes usw. angeschafft und dauernd 
einen V o rra t davon gehalten, dann is t A k t iv ie ru n g  in  
Höhe dieses D auervorra tes geboten. W erden A nsch a f
fungen fü r  solche Gegenstände gem acht, die über das 
Maß der jä h r l ic h  regelm äßigen A nschaffungen w esentlich  
hinausgehen, so s ind auch diese Anschaffungen zu a k t i
v ieren, da sie ja  den V o rra t am  B ilanzstich tage  erhöhen. 

V g l. obiges U rte il fe rne r v. 5. 3. 1930 IV  A  10/30 R S tB l.
1930 S. 308, fe rne r Bd. 19 S. 201, Bd. 23, S. 199.

Es is t  n ic h t rech ts irr ig , die rasch verbrauch ten  Gegen
stände, B ierg läser usw. m it  anderem  In ve n ta r, das eine 
längere Lebensdauer hat, zusamm en zu a k tiv ie re n  und 
a u f den gesamten Zugang eine die Lebensdauer der e in 
zelnen A rte n  der Zugänge berücksichtigende Gesamt
abschre ibung vorzunehm en.

Dieses V e rfah ren  fü h r t  zu demselben Ergebnis, w ie 
w enn gewisse rasch verbrauch te  Gegenstände so fo rt vo ll
kom m en abgeschrieben werden. R F H . U . v. 25. A p r il 
1930 IA  664 /29  R S tB l. 1930 S. 549.

U m  das W esentliche des zu I)  und  I I )  Gesagten noch
m als k u rz  zusamm enzufassen:

Ins tandha ltungskosten  haben den C harakte r des la u fe n 
den E rha ltungsaufw andes, s ind also abzugsfähige W e r
bungskosten, Instandsetzungskosten fü h re n  dagegen 
zu e iner Verbesserung und V erm ehrung  des Vermögens, 
sowie zu e iner w esentlichen Ä nde rung  des Verm ögens
bestandteiles und sind zu a k tiv ie re n . V g l. h ie rzu  P r. O VG - 
I v  A  1104 v. 16. 4. 96 und  V A . 1276 v. 2. 6. 96.

R egierungsrat D r. Eugen M ü l l e r .
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Beleg und B ilanz 
4- Jahrgang, H e ft 4
1. Februar 1931 S 10 B Lohnsteuer 

E rsta ttungen 
fü r  1930

Zeitgemäße Steuerarbeiten /  W a s  das Gesetz sagt

W er hat Lohnsteuererstattungsansprüche fü r 1930?
I .  Wer kann einen Erstattungsantrag für 1930 

stellen ?
Jeder A rbe itnehm er, der fü r  das K a le n d e rjah r 1930 

n ich t zu r E inkom m ensteuer ve ran lag t w ird , sofern er im  
K a le n d e rjah r 1930 m indestens R M . 4.—  Lohnsteuer ent
r ich te t ha t und e iner der un te r I I .  bezeichneten E rs ta t
tungsgründe vo rlie g t. N ich t ve ran lag t werden A rb e it
nehm er, die n u r A rbe its lohn  im  Betrage von  n ic h t m ehr 
als RM . 9 200.—  bezogen haben, und die A rbe itnehm er, 
deren Gesam teinkom m en (R e ine inkom m en) R M . 8000.—  
n ic h t überstiegen ha t, w enn in  diesem Gesam teinkom m en 
außer A rb e its lo h n  noch sonstiges E inkom m en  von  n ich t 
m ehr als R M . 500.—  en tha lten  ist.

I I .  Aus welchen Gründen kann ein Erstattungs
antrag gestellt werden ?

1. W enn  in fo lge  V e r d i e n s t a u s f a l l e s ,  z. B. 
te ilw e iser A rbe its los igke it, K ra n k h e it, Aussperrung, S treik, 
K u rza rb e it, der steuerfre ie Lohnbetrag  von  regelmäßig 
RM . 1200.—  und die nach dem Fam ilienstande fre i
bleibenden Beträge (also z. B. bei einem  Ledigen R M . 24.-, 
bei e inem  V erhe ira te ten  ohne K in d e r R M . 26.40, bei 
e inem  V erhe ira te ten  m it  einem  K in d  R M . 28.80 w öchent
lic h  usw.) im  Lau fe  des Jahres 1930 n ic h t v o ll berück
s ich tig t worden sind.

2. W enn im  Jahre 1930 die Le is tungs fäh igke it durch 
b e s o n d e r e  w i r t s c h a f t l i c h e  V e r h ä l t 
n i s s e  w esentlich  bee in träch tig t worden ist, z. B. im  
Falle  außerorden tlicher Belastung durch U n te rh a lt oder 
E rz iehung  der K inde r, m itte llose  Angehörige, K ra n k h e it, 
K ö rpe rve rle tzung , Verschuldung, U ng lücks fä lle , und 
dies n ic h t schon durch  E rhöhung  des steuerfre ien L ohn 
betrages beim  Steuerabzug be rücks ich tig t w orden  ist.

3. W enn ohne V orliegen der u n te r 1 und  2 bezeich
neten Voraussetzungen im  Jahre 1930 vom  A rbe its lohn  
Steuerabzugsbeträge e inbehalten worden sind, obwohl 
der A rbe its lohn  w eniger als die im  E inkom m ensteuer
gesetz vorgesehenen Freibeträge ausgem acht ha t. Diese 
Freibeträge, a u f das Jah r um gerechnet, ergeben sich aus 
der in  H e ft 2 /1930 S. 25 abgedruckten Tabelle, die auch 
fü r  1931 G ü ltig k e it ha t.

I I I .  Wann muß der Erstattungsantrag gestellt 
werden ?

In  der Z e it vom  x .Januar 1931 bis zum  31. M ärz 1931. 
Nach dem 31. M ärz 1931 gestellte A n träge  werden n ic h t 
be rücks ich tig t.

IV . Wo muß der Erstattungsantrag gestellt werden ?
Bei dem F inanzam t, in  dessen B e z irk  der A rbe itnehm er 

am  10. O ktober 1930 seinen W ohns itz  gehabt hat.

V. Ueber das W ie der Antragstellung,
die beizugebenden U nterlagen  und die E rs ta ttungs
voraussetzungen ve rg l. H e ft 2 /1930 S. 25 un te r I I I ,  IV , 
V I I .  R e c h t s m i t t e l  bei A n tragab lehnung  E in 
spruch in n e rh a lb  eines Monats.

V I. Erstattungsanträge von Arbeitnehmern, die am 
Schlüsse des Jahres 1930 in keinem Dienstver
hältnis gestanden haben,

also erwerbslos w aren, werden, w enn es irgend m ög lich  
ist, insbesondere w enn die zu r Begründung e rfo rde rlichen  
U nterlagen  (z. B. die S teuerkarte 1930 und die dem A rb e it
nehm er im  Lau fe  des K a lenderjahres 1930 von  seinen 
frühe ren  A rbe itgebern  ausgehändigten D u rchsch riften  
der Ü berw eisungsblätter) dem A n tra g  be igefügt werden,

je  nach der D auer der E rw erbslos igke it und der sonstigen 
D rin g lic h k e it des A n trags bevorzugt.

V II.  Die Erstattungen für 1930 wegen Verdienst
ausfalles

erfo lgen, w ie  bisher, nach Pauschbeträgen. D ie Pausch
beträge sind aus § 1 der neuen Verordnung und fü r  V e r
d ienstausfa ll bis zu 30 W ochen aus der Tabelle au f 
Seite 58 e rs ich tlich .

D ie Pauschbeträge fü r  1930 stim m en m it  denen fü r  
1929 übere in  m it  e iner A usnahm e: W e g e n  d e r  
E i n f ü h r u n g  d e s  L e d i g e n z u s c h l a g s  v o m
1. S e p t e m b e r  1 9 3 0  a b  und der h ie ra u f beruhen
den E rhöhung  der Lohnsteuer fü r  die dem Ledigen- 
zuschlag un terliegenden A rbe itnehm er w urde  fü r  diese 
Gruppe e in  besonderer Pauschbetrag festgesetzt. Dieser 

,be träg t RM . 2.—  fü r  jede W oche des Verd ienstausfa lles, 
w ährend  er fü r  die n ic h t dem Ledigenzuschlag u n te r
liegenden led igen A rbe itnehm er sich a u f R M . 1.80, also 
a u f den B etrag  be läu ft, der fü r  1929 fü r  ledige A rb e it
nehm er a llgem e in  gegolten hat.

D er Pauschbetrag von  RM . 2.—  is t e in  Jahres
durchschn ittsbe trag , also
bei den dem Ledigenzuschlag unterworfenen Ar

beitnehmern
fü r  das ganze Ja h r 1930 anzuwenden ohne R ücks ich t 
darau f, ob der V erd ienstausfa ll vo r dem I .  September oder 
nach dem 31. A ugust 193° bestanden hat. Es is t also 
n ic h t zulässig, bei den dem Ledigenzuschlag un te rliegen
den A rbe itn eh m e rn  fü r  die Z e it vo r dem 1. September den 
Pauschbetrag von RM . 1.80, fü r  die Z e it nach dem 
31. A ugus t den Pauschbetrag von  R M . 2.—  anzuwenden; 
v ie lm e h r g ilt  fü r  das ganze Ja h r der Pauschbetrag von 
RM . 2.— . Der n iedrigere Pauschbetrag von RM . 1.80 
g ilt  jedoch auch fü r  die ledigen A rbe itnehm er, die an sich 
dem Ledigenzuschlag un terlegen hä tten , die aber während 
der ganzen G eltungsdauer des Ledigenzuschlags im  
K a le n d e rjah r 1930, also vom  1. September bis 31. De
zember 1930 erwerbslos w aren, also ta tsäch lich  keinen 
Ledigenzuschlag e n trich te t haben.

Insofern ist es besonders wichtig, daß der Arbeitgeber 
sowohl a u f der Lohnsteuerbesche in igung au f der R ü ck 
seite der S teuerkarte  1930 als auch au f dem Überweisungs
b la tt fü r  1930 die A rbe itnehm er, die dem Ledigenzu
schlag un te rw o rfen  w orden sind, durch  E in tra g un g  eines 
, ,L “  zu  bezeichnen hat.

V II I .  Die Erstattungen für Kurzarbeiter, Heim
arbeiter, Akkordarbeiter

r ich te n  sich nach § 2 e iner V ero rdnung  vom  22. 12. 1930. 
D anach werden bei K u rza rb e ite rn  und  A rbe itnehm ern , 
bei denen e in  Z e itra u m , fü r  den der A rbe its lohn  gezahlt 
worden is t, n ic h t festgeste llt werden kann , wegen V er
dienstausfa lles n ic h t die im  § 1 bezeichneten Pausch
beträge, sondern der U ntersch ied zw ischen der einbehal
tenen Steuer und der Steuer e rsta tte t, die sich nach § 70 
Abs. 2 bis 4 des E inkom mensteuergesetzes u n te r B e rück
s ich tigung  des Abschlags nach A r t ik e l N r. 1 des Gesetzes 
zu r Ä nderung  des E inkom mensteuergesetzes vom  23. J u li 
1928 und  des Ledigenzuschlags nach §§ 13 bis 15 des 
ersten A bschn itts  der V e ro rdnung  des Reichspräsidenten 
vom  26. J u li 1930 e rg ib t. Bei ledigen A rbe itnehm ern , die 
dem Ledigenzuschlag unterlegen haben, is t bei Berech
nung  der Jahressteuer h ie ra u f R ücks ich t zu nehmen.
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T a b e lle  ü ber die H ö h e  d er Pauschbeträge
fü r  d ie Erstattung  vo n  Lohnsteuer fü r das K a le n d e rja h r 1930 .

Anzahl
Ledig oder kinderlos 

verw itwet
Verheiratet V e r h e i r a t e t  o d e r  v e r w i t w e t  m i t Verw itwet

m it

vollen
ohne | m it 
Ledigenzuschlag Kinder i  K ind 2 K indern 3 K indern 4 K indern 5 K indern 6 K indern 7 K indern 8 K indern 9 K indern

Wochen
RM. R M . RM. RM. RM. RM. RM. RM. RM. RM. RM. RM.

2.— 2.— 2.20 2.60 3-55 5-— 6-95 8.85 10.75 12.70 14.60
4-— 4-— 4.40 5.20 7.10 10.— 13.90 17.70 21.50 25.40 29.20
6.— 6.— 6.60 7.80 10.65 I5 -— 20.85 26.55 32.25 38.10 43.80
8.— 8.— 8.80 10.40 14.20 20.— 27.80 35-40 43 — 50.80 58.40

5 9 — 10.— 10.— 11.— 13 — r7-75 25-— 34-75 44-25 53-75 63.50 73 —

6 12.— 12.— 13.20 15.60 21.30 30-— 41.70 53-10 64.50 76.20 87.60
14.— 14.— 15.40 18.20 24.85 35 — 48.65 61-95 75-25 88.90 102.20

8 16.— 16.— 17.60 20.80 28.40 40.— 55-6o 70.80 86.— 101.60
18.— 18.— 19.80 23.40 31-95 45-— 62-55 7965 96.75 11430 131.40

10 18.— 20.— 20.— 22.— 26.— 35-50 50.— 69.50 88.50 107.50 127.— 146.—

19.80 22.— 22.— 24.20 28.60 39-05 55 — 76.45 97-35 118.25 139-70 160.60
21.60 24.— 24.— 26.40 31-20 42.60 60.— 83.40 106.20 129.— 152.40 175-20

13 23.40 26.— 26.— 28.60 33.80 46.15 65. - 90.35 115.05 139-75 165.10 189.80
25.20 28.— 28.— 30.80 36.40 49.70 70.— 97-30 123.90 150.50 177.80 204.40

15 27.— 30.— 30.— 33 — 39 — 53-25 75.— 104.25 132.75 161.25 190.50 219.—

28.80 32.— 32 — 35-20 41.60 56.80 80.— 111.20 141.60 172.— 203.20 23360
17 30.60 34 — 34 — 37-40 44.20 60.35 8 5 - - 118.15 150-45 182.75 215.90 248.20
18 32.40 36.— 36 — 39.60 46.80 63-9° 90.— 125.10 159-30 193.50 228.60 262.80
19 34.20 38.— 38. - 41.80 49.40 67-45 95 — 132.05 168.15 204.25 241.30 277.40
20 36.— 40.— 40.— 44 — 52 — 71.— 100.— 139 — 177.— 215.— 254-—

21 37-80 42 — 42 — 46.20 54.60 74-55 105.— 145-95 185-85 225-75 266.70 306.60
22 39-60 44.— 44 — 48.40 57.20 78.10 110.— 152.90 194.70 236.50 279.40 321.20
23 41.40 46.— 46.— 50.60 59.80 81.65 n  5 — 159-85 203.55 247.25 292.10 335-So

43.20 48.— 48.— 52.80 62.40 85.20 120.— 166.80 212.40 258.— 304.80 350.40

25 45*— 5 0 .— 50.— 5 5 -— 6 5 - - 88.75 125.— 173 -7 5 221.25 2 6 3 .7 5 3 I7 .5 0 3 6 5 -—

26 46.8O 5 2 .— 52  — 57.20 67.60 9 2 .3 0 130.— 180.70 230.10 2 7 9 .5 0 330.20 379-60

27 48.6O 54-— 54 — 59-40 70.20 95-85 I35-— 1 8 7 .6 5 238.95 290.25 342.90 394-20
28 5 0 .4 0 56-— 56  — 61.60 72.80 9 9 .4 0 140.— 194.60 247.80 301 — 355-60 408.80
29 52.20 5 8 .— 5 8 . - 6 3 .8 0 75-40 102.95 M 5 -— 201.55 256.65 3 1 1 .7 5 368.30 4 2 3 .4 0

30 5 4-— 60.— 60.— 6 6 .— 7 » . - 106.50 150.— 208.50 265.50 322.50 381.— 4 3 8 .—

Ein Beispiel
Der Jahresarbeits lohn eines ledigen A rbe itnehm ers, 

der dem Ledigenzuschlag unterlegen hat, ha t im  K alender
ja h r  1930 RM . 1692.—  betragen. Dieser B etrag is t zur 
E rrechnung  der Jahressteuer au f die einzelnen Monate 
des K a lenderjahres 1930 g le ichm äß ig  zu verte ilen , ohne 
R ücks ich t au f die ta tsächliche Höhe der e inzelnen Lohn
zahlungen. Es e rg ib t sich also e in  M onatslohnbetrag 
von RM . 141.— , abgerundet nach § 70 Abs. 1 EStG, auf 
RM . 140.— .

F ü r die Z e it vom  1. Januar bis zum  31. A ugust 1930 
j's t die Steuer, w ie fo lg t, zu berechnen: 
abgerundeter M onatslohnbetrag RM . 140.—
steuerfre ier Lohnbetrag  ............... ,, 100.—

ble iben ...................................... RM . 40.—
h ie rvon  10 v. H .................................. ,, 4.—
Abschlag 25 v. H ...............................  ,, i . —

Steuer .......................................  RM . 3.—
fü r  8 M onate 8 x 3  ...............................................  RM . 24.—
F ü r die Z e it vom  1. September bis zum  

31. 12. 30:
abgerundeter M onatslohnbetrag RM . 140.—
steuerfre ier L o h n b e tra g ...................  100.—

bleiben .....................................  RM . 40.—
h ie rvo n  Steuer 10%  ..............  R M . 4.—

(bei e inem  Jahresarbeits lohn von  m ehr als 
RM . 2640.—  is t zu beachten, daß h ie r zu 
der um  den Abschlag n ic h t gekürzten 
Lohnsteuer e in  Zusch lag von 10 v. H . t r i t t )

F ü r  4 M onate 4 X 4  ............................................. R M . 16.—
Jahressteuer...................................................... RM . 40.—

In  diesem Falle is t also der U nterschied zw ischen 
RM . 40.—  und der ta tsäch lich  gezahlten Jahressteuer zu 
ersta tten.

F ü r andere als die vorgenannten Gruppen von A rb e it
nehm ern  ko m m t eine in d iv id u e lle  E rs ta ttun g  wegen V er
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dienstausfa lles n ic h t in  Frage. F ü r K riegs- und Z iv i l 
beschädigte b le ib t es w ie in  H e ft 2 /1930 un te r V I I ,  
Z iff.  6 m itge te ilt.

IX . Kommt Erstattung des Ledigenzuschlags in 
Frage ?

1. In  § 7 Abs. 1 Nr. 3 und 4 L Z .D B . is t die B e fre iung  
vom  Ledigenzuschlag bei n ic h t zu veranlagenden L o h n 
s teuerp flich tigen  au f die Fälle  beschränkt, in  denen au f 
G rund eines vo r dem 1. J u li 1930 gestellten A n trags  der 
steuerfre ie Lohnbetrag  nach §§ 56, 75 EStG, w e g e n  
U n t e r h a l t s g e w ä h r u n g  a n  d i e  g e s c h i e 
d e n e  E h e f r a u ,  d i e  b e d ü r f t i g e n  E l t e r n  
o d e r  e i n e n  b e d ü r f t i g e n  E l t e r n t e i l  i n  
Höhe von m indestens 10 v. H . des E inkom m ens e rhöht 
w orden ist. Soweit h iernach der E rhöhungsantrag  n ich t 
rech tze itig  gestellt worden ist, kann  es ge rech tfe rtig t sein, 
die durch die Erhebung des Ledigenzuschlags entstandene 
E rhöhung  der Lohnsteuer im  Wege der E rs ta ttung  
u n te r den Voraussetzungen der §§ 56, 93 EStG, auszu
gleichen.

Das gleiche g ilt ,  wenn es sich um  d i e  G e w ä h 
r u n g  v o n  U n t e r h a l t  a n  a n d e r e  A n g e 
h ö r i g e  (z. B. Geschwister) handelt. Bed ingung fü r  
diesen A usg le ich is t jedoch, daß die Voraussetzungen vo r
liegen, u n te r denen auch sonst Lohnsteuer nach §§ 56, 93 
e rs ta tte t werden k a n n ; die E rhebung des Ledigenzuschlags 
is t also fü r  sich a lle in  ke in  E rsta ttungsgrund .

2. D e r  § 7  A b s .  3 L Z .D B . e r m ä c h t i g t  d e n  
A r b e i t g e b e r ,  dem A rbe itnehm er, von  dem der 
Ledigenzuschlag m it R ücks ich t au f die Bestim m ungen 
des § 7 Abs. 3 zu U nrech t erhoben w orden is t, die zuvie l 
erhobene Lohnsteuer (Ledigenzuschlag) durch  A n rech 
nung au f die bei den nächsten Lohnzah lungen zu en t
rich tende Lohnsteuer dieses A rbe itnehm ers zu erstatten. 
F ü h r t der A rbe itgeber diesen Ausg le ich n ic h t herbei, so 
hat der A rbe itnehm er einen A nspruch  au f E rs ta ttun g  des 
Ledigenzuschlags nach § 129 R AO .
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Beleg und B ilanz s& 10 A Reichsabgabenordnung

4 . Jahrgang, H e ft 4 Nachschau usw.
1. Februar 1931 n Ledigensteuer

2 praktisch wichtige Notizen
I .  Nachschau und eidesstattliche Versicherung ab 

1. Januar 1931.
i .  N a c h s c h a u  n u r  b e i  U n t e r n e h m e r n  

u n d  U n t e r n e h m e n .

Nach der bisherigen Fassung des § 196 R AO . in  V er
b indung m it  § 14 UStG , sind die F inanzäm ter berechtig t, 
bei denjenigen U nternehm ern , die eine gewerbliche oder 
beru fliche T ä tig ke it im  Sinne des § 1 N r. 1 UStG , aus
üben, Nachschau zu ha lten. Die bisherige Fassung des 
§ 196 RAO . geht davon aus, daß die Nachschau (abge
sehen von den Verbrauchsteuern usw.) in  erster L in ie  
fü r  Zwecke der Um satzsteuer s ta ttfinde t. Es is t aber —  
und zw ar bisher schon —  zulässig, daß das F inanzam t 
Kenntnisse, die es bei e iner fü r  Um satzsteuer vorge
nomm enen Nachschau e rlang t hat,

auch für Zwecke der anderen Steuern
ausw ertet. V on  m anchen S teuerpflich tigen is t jedoch 
geltend gem acht w orden, daß aus den bisherigen V o r
sch rifte n  die vorbezeichnete Rechtslage n ich t genügend 
deu tlich  hervorgehe. Es lie g t nun  aber nach R F M . auf 
der Hand, daß eine Nachschau ih re n  Zw eck, nä m lich  die 
A u fk lä ru n g  der w irk lic h e n  Verhä ltn isse, n u r dann e r
fü lle n  kann , w enn sie sich n ic h t n u r a u f das erstreckt, 
was fü r  die Um satzsteuer, sondern auch fü r  das, was fü r  
die Steuern vom  E inkom m en, vom  E rtra g  und vom  V er
mögen von  Bedeutung ist. Dies k la rzuste llen , is t der 
Zw eck der neuen Fassung des § 196 R A O . durch  die V er
o rdnung des Reichspräsidenten vom  1. 12. 1930.

D urch  die neue Fassung des § 196 R A O . soll eine sichere 
Rechtslage geschaffen werden fü r  das schon je tz t üb liche 
V erfahren, die Nachschau n ic h t n u r fü r  Zwecke der 
Um satzsteuer, sondern auch fü r  Zwecke der Steuern vom  
E inkom m en, vom  E rtra g  und vom  Verm ögen vo rzu 
nehmen. D arüber h inaus is t eine Ausdehnung der Nach
schau tä tigke it n ic h t in  A uss ich t genommen. Insbesondere 
t r i t t  in  dem Z e itra u m , inne rha lb  dessen nach der bis
herigen P rax is  eine Nachschau sta ttzu finden  pflegt, eine 
Ä nderung  n ic h t e in ; es is t also die turnusm äßige Nach
schau auch in  Z u k u n ft n ich t häufiger vorzunehm en als 
bisher. A uch  h in s ich tlich  des Personenkreises, der der 
Nachschau un te rlieg t, h ä lt die neue Fassung des § 196 
R AO . daran fest, daß n ich t säm tliche P riva tpersonen un ter 
d ie Nachschau fa llen , daß v ie lm ehr n u r U n te rnehm er und 
Unternehm en der Nachschau unterliegen.

Zusammenfassend läß t sich sagen, daß es sich bei 
dieser V o rsch rift um  die Legalis ierung eines bisher schon 
ta tsäch lich  geübten Verfahrens handelt, das in  der P raxis  
zu ke ine rle i S chw ierigke iten ge füh rt hat.

2. E i d e s s t a t t l i c h e  V e r s i c h e r u n g e n

i m  S t  e u  e r a u f s i c h t s v e r f a h r e n .

Der neue § 201a R A O . g ib t den F inanzäm tern  die Mög
lic h k e it, im  S teueraufsich tsverfahren (also losgelöst von 
den E inschränkungen, die fü r  das S teuererm itte lungs
ve rfah ren  ge lten), die Abgabe e idesstattlicher Versiche
rungen zu verlangen. H ie rbe i hande lt es sich, w ie  der 
nach der N otve ro rdnung  vom  1. 12. 1930 neue § 201a 
in  seinem Abs. 1 zum  A usdruck b rin g t, um  eine Maß
nahm e, die dazu dienen soll,

Steuerhinterziehungen, insbesondere den durch Steuer
flucht begangenen Steuerhinterziehungen,

entgegenzuw irken. D ie R e ichsfinanzverw a ltung  w ar 
stets bestrebt, un te r Ausschöpfung a lle r gesetzlichen M itte l

S teuerh in terziehungen, insbesondere Fälle von  Steuer
flu ch t, au fzudecken ; sie ha t a u f diesem Gebiet, insbeson
dere du rch  die B uch- und Betriebsprü fung, n ich t zu 
unterschätzende E rfo lge  e rz ie lt. Sie w ird  auch in  Z u 
k u n ft  solche Fälle  m it  unnachs ich tliche r Strenge ve r
fo lgen. Im m e rh in  g ib t es Fälle, in  denen sich der Sach
ve rh a lt tro tz  so rg fä ltigs te r N achprü fung  m it den bis
herigen H ilfs m itte ln  n ich t erschöpfend au fk lä re n  läßt. 
H ie r ersche in t es zu r A b kü rzu ng  zeitraubender Nach
forschungen, die übrigens n ich t n u r im  Interesse der 
V e rw a ltung , sondern auch im  Interesse der betroffenen 
Zensiten lieg t, d ringend geboten, eine Maßnahme zu 
ergre ifen, die jedem  Z w e ife l, ob r ic h tig  d e k la rie rt oder 
n ich t, e in  Ende m achen m uß. In  dieser Beziehung sind 
schon bisher m it  dem Verlangen nach Abgabe e idesstatt
lich e r Versicherungen gute E rfah rungen  gem acht w orden. 
E idessta ttliche Versicherungen w aren aber b isher n u r 
un te r den E inschränkungen, die der § 209 Abs. 2 RAO. 
fü r  das S teuere rm ittlungsve rfah ren  vors ieh t, zulässig. 
In  Z u k u n ft  sollen eidesstattliche Versicherungen auch 
bereits im  S teueraufsich tsverfahren ve rlan g t werden 
können, und es sollen h ierbe i die E inschränkungen, die 
der § 209 Abs. 2 R AO . fü r  das S teuere rm ittlungsve r
fah ren  vors ieh t, ke ine A nw endung finden.

Die eidesstattliche Versicherung eignet sich in erster 
Linie zur Aufklärung solcher Steuerfälle,

bei denen (z. B. beim  V orliegen v ie lfa ch e r —  o ft  über das 
In la n d  h inausre ichender —  w ir ts c h a ftlic h e r Verflech
tungen) eine A u fk lä ru n g  m it  anderen M itte ln  sehr er
schwert, w enn n ic h t gar fü r  die F inanzbehörden unm ög lich  
ist. A ber auch in  Fällen, in  denen die sonstigen H ilfs 
m itte l, die dem F inanzam t zu r E rfo rschung  der W a h rh e it 
zu r V e rfügung  stehen, noch n ic h t erschöpft sind, kann  
es der Förderung  der steuerlichen W a h rh e it dienen, wenn 
von dem Steuerpflich tigen eine e idesstattliche Versiche
run g  über Tatsachen ve rlang t w ird , die der S teuerpflichtige 
behauptet hat. Soweit es sich n ic h t um  Tatsachen hande lt 
(B e isp ie l: W e rtu rte ile ) oder sow eit zw ar Tatsachen in  
Frage stehen, diese Tatsachen aber n ic h t von  dem Steuer
p flich tig e n  behauptet worden sind, is t fü r  eine e idesstatt
liche  Versicherung ke in  R aum . A u f G rund des neuen 
§ 20 ra  R A O . w ird  z. p . die M ö g lichke it bestehen, einen 
S teuerpflich tigen vo r die Frage zu stellen, ob er in  der 
Lage is t, eine e idesstattliche V ersicherung des In h a lts  
abzugeben: er habe an dem fü r  die Verm ögensteuer maß
gebenden Stichtage ke in  weiteres Verm ögen gehabt als 
das in  der V e rm ögensteuer-E rk lä rung  angegebene V er
mögen. Selbstverständ lich  da rf eine so ernste Maßnahme, 
w ie es eine e idesstattliche V ersicherung is t, n ic h t auf a lle 
m ög lichen  Fä lle  w ah llos  angew andt w erden ; sie muß sich 
v ie lm ehr au f Fälle w esentlichster Bedeutung beschränken. 
Deshalb is t

ihre Zulässigkeit in jedem einzelnen Falle an die Ge
nehmigung des Landesfinanzamts geknüpft.

W as den K re is  der Personen a n b e trifft, die fü r  die Abgabe 
e idesstattlicher Versicherungen in  B e tra ch t kom m en, so 
e n th ä lt h ie rüber der neue § 201a R A O . im  Abs. 3 N r. 2 
die fo lgenden V o rsch rifte n : E idessta ttliche Versiche
rungen kann  das F ina n za m t n u r von  den S teuerpflich- 
tigen  (§ 79 Abs. 1, 2 R A O .) sowie von  solchen Personen 
verlangen, die nach den §§ 84 ff. R A O . die P flich ten  eines 
S teuerp flich tigen  zu e rfü lle n  haben; von anderen Per
sonen (§§ 177«. R A O .) können e idesstattliche Versiche
rungen im  S teuerau fs ich tsverfahren  n ic h t ve rlan g t w e r
den. D r itte  Personen fa lle n  also n ic h t u n te r den § 201a 
R A O ., w o h l aber gesetzliche V e rtre te r usw. im  Sinne der
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§§ 84 ff. R A O ., also insbesondere die V orstandsm itg lieder 
ju r is tis ch e r Personen.

Im  einzelnen w e ist R FM . wegen des V erfahrens, das 
fü r  die Abgabe e idesstattlicher Versicherungen g ilt ,  noch 
au f folgendes h in :

W ie  aus dem E ingangsatz des d r itte n  Absatzes des 
neuen § 201a R A O . in  V erb indung  m it  § 176 Abs. 2 Satz3 
R A O . hervorgeht, sind

die Tatsachen, deren Richtigkeit an Eidesstatt ver
sichert werden soll,

s c h rift lic h  festzuste llen  und  dem S teuerpflich tigen (bei 
ju r is tisch en  Personen dem gesetzlichen V ertre te r) m  i n- 
d e s t e n s  e i n e  W o c h e  vo r Abgabe der Versiche
run g  m itzu te ile n . D ie Frage,

ob ein Steuerpflichtiger einen Rechtsanspruch dar
auf hat,

daß das F inanzam t ih n  zu r e idesstattlichen Versicherung 
seiner Behauptung zuläßt, w ird  von dem R eichsfinanzhof 
in  ständiger Rechtsprechung verne in t.

D ie e idesstattliche V ersicherung —  so sagt der Reichs
finanzho f in  einem  U rte il vom  27. M a i 1930 (R e ich- 
steuerbl. 1930 S. 419 N r. 604) —  is t ke in  B ew e ism itte l in  
dem Sinne, daß e in  S teuerp flich tiger ih re  Abnahm e ve r
langen kö n n te ; ih re  A u fe rlegung  k o m m t fü r  sich a lle in  
oder zusamm en m it  anderen B ew e ism itte ln  v ie lm e h r nu r 
in  Frage, w enn sie den Behörden geeignet erscheint, 
ihnen  die Überzeugung von der W a h rh e it der behaupteten 
Tatsachen zu verschaffen oder die B ew e iskra ft entgegen
stehender Tatsachen zu beseitigen.

Nach diesen A us füh rungen  des Reichsfinanzhofs 
ko m m t es da rau f an, ob die F inanzbehörde die Person, 
die zu r Abgabe der e idesstattlichen V ers icherung bere it 
is t, fü r  g l a u b w ü r d i g  hä lt.

Is t diese Voraussetzung gegeben, so kann  durch  A b 
gabe e iner e idesstattlichen V ers icherung in  manchen 
F ä llen  eine Beschleunigung und V ere in fachung des V er
fahrens e rre ich t werden, die sowohl im  Interesse der 
S teuerve rw a ltung  als auch im  Interesse der Steuer
p flich tig e n  ist.

Das w ird  z. B. der F a ll sein bei langw ie rigen  B uch
prü fungen  bei w e itve rzw e ig ten  U nternehm en. H ie r sind 
Fälle  denkbar, in  denen die F ina n zve rw a ltu ng  etwaigen 
K lagen, die der S teuerpflich tige gegen die Dauer der 
B uch p rü fu n g  erhebt, m it  dem E inw and  entgegnen ka n n : 
es stehe dem S teuerpflich tigen (bei ju ris tisch en  Personen: 
dem fü r  die F inanzangelegenheiten zuständigen V o r
standsm itg lied) fre i, das B uchprü fungsve rfah ren  dadurch 
zu vere in fachen und zu beschleunigen, daß über die von 
der F inanz V erw altung zu bezeichnenden Tatsachen (T a t
sachen, die der S teuerpflich tige behauptet ha t) eine eides
s ta ttliche  V ers icherung abgegeben w ird . G ib t der Steuer
p flich tige  (bei ju ris tischen  Personen: das fü r  die F inanz
angelegenheiten zuständige V orstandsm itg lied) die von 
der F ina n zve rw a ltu ng  verlangte  e idesstattliche Versiche
ru n g  ab, so is t du rch  diese e idesstattliche Versicherung 
eine feste G rundlage fü r  die F inanzve rw a ltung  gewonnen. 
Es bedarf daher nach Abgabe der eidesstattlichen V er
s icherung einer W e ite rfü h ru n g  der B uchp rü fung  n ich t 
m eh r; v ie lm ehr s ind die durch  Versicherung an Eides
s ta tt e rhärte ten  Behauptungen des S teuerpflich tigen der 
Besteuerung zugrunde zu legen.

Dies gilt jedoch nur dann,
wenn die e idesstattliche V ers icherung von  dem Steuer
p flich tig e n  (bei ju r is tisch en  Personen: von  dem fü r  die 
F inanzangelegenheiten zuständigen V orstandsm itg lied) ab
gegeben w orden ist.

Erklärungen von Prokuristen oder anderen Ange
stellten

(auch w enn es s ich um  e id liche E rk lä run g e n  gemäß § 184 
R A O . handelt) können n ic h t als E rsatz dienen fü r  eides
s ta ttliche  Versicherungen, die von  dem S teuerpflich tigen
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persön lich  (bei ju ris tisch en  Personen: von  dem fü r  d ie 
F inanzangelegenheiten zuständigen Vorstandsm itg lied) 
abzugeben sind.

Zusammenfassend is t h ie rzu  zu sagen, daß nach A b 
gabe der eidesstattlichen Versicherung durch  den Steuer
p flich tigen  die versicherte Tatsache als feststehend anzu
sehen is t und demgemäß w eitere  E rm ittlu n g e n  u n te r
ble iben müssen, es sei denn, daß feste und sichere A n 
ha ltspunkte  d a fü r vorliegen, daß die Versicherung der 
W irk lic h k e it  n ic h t entsprich t.

I I .  Ledigen-Steuerbefreiung ab 1. 1 .1931.

Nach § 14 Abs. 2 des ersten A bschn itts  der Verordnung 
des Reichspräsidenten vom  26. J u li 1930 (R eichs- 
gesetzbl. 1 S. 311) sind u. a. vom  Ledigenzuschlag Steuer
p flich tige  be fre it, die zum  U n te rh a lt ih re r  geschiedenen 
E hefrau , ih re r bedürftigen  E lte rn  oder eines bedürftigen 
E lte rn te ils  m indestens 10 vom  H un d e rt ih res E in k o m 
mens aufwenden und denen die veran lagte  E in ko m m e n 
steuer oder die Lohnsteuer vo r dem 1. J u li 1930 erm äßigt 
worden is t. Voraussetzung fü r  die B e fre iung  vom  Ledigen
zuschlag bei der Lohnsteuer is t demnach, daß vo r dem 
1. J u li 1930 der steuerfreie Lohnbetrag  e rhöh t worden 
ist. Inzw ischen is t der Ledigenzuschlag du rch  die V er
o rdnung des Reichspräsidenten zu r S icherung von W ir t 
scha ft und F inanzen vom  1. Dezember 1930 (R eichs- 
gesetzbl. 1 S. 517) a u f das R echnungsjahr 1931 aus
gedehnt w orden. Bei dieser Sachlage w ird  die E insch rän 
kung , daß der A n tra g  a u f E rhöhung  des steuerfre ien 
Lohnbetrages vo r dem 1. J u li 1930 gestellt sein muß, f ü r  
d i e  B e f r e i u n g  v o m  L e d i g e n z u s c h l a g  
m i t  W i r k u n g  v o m  1. J a n u a r  1 9 3 1  n i c h t :  
m e h r  a u f r e c h t e r h a l t e n .

Daraus fo lg t, daß z. B. e in  lediger A rbe itnehm er, der 
fü r  den U n te rh a lt eines bedürftigen  E lte rn te ils  m indestens 
10 vom  H un d e rt aufw endet und  dem deshalb der steuer
fre ie  Lohnbetrag  m it W irk u n g  vom  1. Januar 1931 oder 
einem  späteren Z e itp u n k te  ab e rhöh t worden is t, vom  
g le ichen Z e itpunk te  ab vom  Ledigenzuschlag be fre it is t; 
dies g i l t  auch dann, w enn diesem S teuerpflich tigen der 
s teuerfre ie Lohnbetrag  a u f G rund eines vo r dem 1. J u li 
1930 gestellten A n trags n ic h t e rhöh t worden w ar, und  er 
daher b isher vom  Ledigenzuschlag n ic h t be fre it werden 
konnte . Da aus den E rhöhungsverm erken  a u f der Steuer
ka rte  1930 der G rund der E rhöhung  im  e inzelnen n ic h t 
hervo rgeh t, insbesondere n ic h t zu ersehen is t, ob die E r
höhung des steuerfre ien Lohnbetrags au f G rund des § 56 
EStG, gerade wegen des U n te rha lts  eines bedürftigen  
E lte rn te ils  oder der geschiedenen E he frau  e rfo lg t, und 
auch n ic h t e rs ich tlich  ist, ob fü r  den U n te rh a lt der ge
nannten  Personen m indestens 10 vom  H un d e rt des E in 
kom m ens au f gewendet worden sind, h a t R F M . im  § 7 
L Z , D B . angeordnet, daß der A rbe itgeber den Ledigen
zuschlag n u r dann n ic h t m ehr e inzubehalten hat, w e n n  
d e r  S t e u e r p f l i c h t i g e  e i n e  v o m  F i n a n z 
a m t  a u s g e s t e l l t e  B e s c h e i n i g u n g  v o r 
l e g t ,  d a ß  e r  v o m  L e d i g e n z u s c h l a g  b e 
f r e i t  i s t .

Diese Beschein igung g ilt  an  sich fü r  die Z e it bis zum  
31. M ärz 1931. Da jedoch der Ledigenzuschlag auch nach 
dem 31. M ärz 1931 w e ite r g ilt ,  is t der innere G rund fü r  
die F ortdauer der Beschein igung bis zum  31. M ärz 1931 
w eggefallen. M it  W irk u n g  vom  1. Januar 1931 ab is t

die Befreiung vom Ledigenzuschlag grundsätzlich 
auf der Steuerkarte zu vermerken.
Die besondere Beschein igung fä l l t  daher m it  W irk u n g  

vom  1. Januar 1931 in  den F ä llen  weg, in  denen die V o r
aussetzungen fü r  die B e fre iung  vom  Ledigenzuschlag 
auch fü r  das K a le n d e rjah r 1931 gegeben sind und die 
B e fre iung  vom  Ledigenzuschlag u n m itte lb a r au f der 
S teuerkarte  fü r  1931 ve rm e rk t is t. E ine a u f G rund des 
§ 7 L Z .D B . bis zum  31. M ärz 1931 befriste te  Bescheini
gung behält bis zu diesem Tag n u r dann ih re  G ü ltig ke it, 
w enn die B e fre iung  vom  Ledigenzuschlag au f der Steuer- 
ka rte  1931 n ic h t ve rm e rk t worden ist.
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W Beleg und B ilanz 
4- Jahrgang, H e ft 4 
1. Februar 1931 fS io  C Gemeindesteuern

Bürgersteuer
1930/1931

3 mal Bürgersteuer
I .  Die Bürgersteuer 1930 bei Lohnzahlungen iür

Zeiträume von nicht mehr als einer Woche.
1. V e r t e i l u n g  d e r  B ü r g e r s t e u e r  a u f  

m e h r e  r e  L o h n z a h l u n g e n .
U m H ä r te n  bei der E inbeha ltung  der v o l l e n  Raten 

der Bürgersteuer, die bekann tlich  am  10. Januar und am 
10. M ärz fä llig  sind, zu verm eiden, so ll der A rbeitgeber 
durch  § 1 e iner neuen V erordnung über die A b fü h ru n g  
der Bürgersteuer 1930 e rm äch tig t werden, in  den Fällen 
der Lohnzah lung  fü r  Ze iträum e von  n ic h t m ehr als einer 
W oche den Abzug jeder der beiden Bürgersteuerra ten auf 
m ehrere Lohnzah lungen zu verte ilen , und  zw ar g rund
sä tz lich  bei w öchen tlicher Lohnzah lung  au f zwei L ohn 
zah lungen. Leider is t die Verordnung so spät bekann t
gegeben w orden, daß sie fü r  die Rate vom  10. Januar 
kaum  m ehr verw endbar ist. In  den le tzteren F ä llen  kann  
also die am  10. M ärz 1931 fä llig  werdende Bürgersteuer
rate von RM . 3.—  bzw. RM . 4.50 g le ichm äß ig  in  Höhe von 
je  R M . 1.50 bzw. R M . 2.25 au f die beiden in  die Z e it vom
I I .  bis 24. M ärz fa llenden Lohnzah lungen v e rte ilt werden.

2. A b e r  d e r  a u s s c h e i d e n d e  A r b e i t 
n e h m e r .

E ine E insch ränkung  g ilt  dann, w enn e in  A rbe itnehm er 
aus dem A rb e itsve rh ä ltn is  bei dem Arbe itgeber, in  dessen 
D iensten er am  10. Januar oder 10. M ärz 1931 gestanden 
hat, vo r A b la u f des I4 täg igen  V erte ilungsze itraum s aus
scheidet. F ü r diese Fälle  s ieh t die V ero rdnung  vo r, daß 
der A rbe itgeber den an der vo llen  Bürgersteuerra te  noch 
fehlenden B etrag bei der le tz ten Lohnzah lung  e inzu

behalten hat. Diese Regelung w a r notw endig, w e il andern
fa lls  der E ingang der Rate n ic h t sichergeste llt sein w ürde ; 
z. B. w ürde, da n u r der Arbe itgeber vom  F älligke its tage  
(10. Januar, 10. M ärz) zu r E inbeha ltung  der B ürger
steuerrate ve rp flich te t is t, be im  Wechsel der S te llung der 
neue Arbe itgeber fü r  den neu h inzugekom m enen A rb e it
nehm er einen B etrag fü r  die Bürgersteuer n ic h t e in 
behalten können.

3. D i e  A b f ü h r u n g  d e r  e i n b e h a l t e n e n  
B e t r ä g e  a n  d i e  G e m e i n d e k a s s e .

In  A n lehnung  an die bisherige Regelung is t bestim m t, 
daß die vo lle  Bürgersteuer a lle r A rbe itnehm er, h in s ic h t
lic h  deren von der E rm äch tig u n g  nach Z iff.  1 Gebrauch 
gem acht w ird , spätestens bis zum  A b la u f e iner W oche 
nach der le tz ten, in  den V e rte ilungsze itraum  fa llenden 
Lohnzah lung  un te r Bezeichnung des S teuerp flich tigen  
an die in  der A n fo rde rung  (S. 4 der Steuerkarte 1931) be- 
zeichnete Gemeindekasse abzuführen ist.

H ie rnach  e rg ib t s ich fü r
d i e  F ä l l e  w ö c  h e n t l i c h e r  L o h n z a h l u  n  g 
das in  der Tabelle au f Seite 62 wiedergegebene B ild .
I I .  Befreiung von der Bürgersteuer.

i .  N i c h t  b e f r e i t e  A u s l ä n d e r .
Diese haben w iederho lt geltend gem acht, daß sie von 

der Bürgersteuer be fre it seien. Diese A n s ich t is t unzu
treffend. D ie  im  § 4 Abs. 2 Nr. 1 G G BSt.VO . vorge
sehene B e fre iung  ers treckt sich n u r au f solche Personen, 
die vom  W a h lrech t ausgeschlossen oder re ch tlich  in  der 
A usübung ihres W ah lrech ts  beh indert sind, oder bei denen

Beleg und  B ilanz ? i i  c Steuerstre itfä lle  :
4. Jahrgang, H e ft 4 M Rundschau (4)
1. Februar 1931 n E S tG .; K S tG .

Leitsätze für Steuerstreitfälle

Rund um die neuesten Entscheidungen für den Praktiker (4 )
I .  Schon hei den Verträgen fängt’s an.

1. W ie  b e h a n d e l n  S i e  U m s a t z b e t e i 
l i g u n g e n  n a c h  B e t r i e b s v e r ä u ß e 
r u n g e n ?

Sind bei der E in rä u m u n g  e iner U m satzbe te iligung  auf 
eine fest bestim m te A nzah l von Jahren die einzelnen 
Bezüge noch als K au fp re is ra ten  anzusehen, so ko m m t 
eine Spaltung der einzelnen Bezüge in  steuerfreie A m o rt i
sationsbeträge einerseits und steuerp flich tige  Z insen  ander
seits in  Frage. A ls  G rundlage der vorzunehm enden 
Schätzung können dienen die m u tm aß lich  d u rchschn itt
lich e  Höhe der e inzelnen Jahresbezüge, die D auer der 
B e te iligung  und der nach den V erhä ltn issen am  i .  Januar 
1925 fü r  eine la n g fris tig e  Forderung  zugrunde zu legende 
Z insfuß . (U . v. 15. M a i 1930 V I  A  1291/29 EStG. § 30.)

2. B e t r i e b s v e r ä u ß e r u n g  g e g e n  V e r 
ä u ß e r u n g s r e n t e .

W a r e in  B e trieb oder eine B e te iligung  vo r dem S tich
tag der E inkom m ensteuer-E rö ffnungsb ilanz gegen eine 
Veräußerungsrente oder w iederkehrende Bezüge ver
äußert, so fa llen  die un te r der H e rrscha ft des E inkom m en
steuergesetzes 1925 zufließenden Bezüge u n te r § 40, es 
sei denn, daß sich die einzelnen Le istungen w irts c h a ftlic h  
noch als K a p ita lrü ckza h lu n g  aus einem  darlehensähn
lichen  Geschäft (S tundung des Kaufpreises) au f fassen 
lassen. (U . v. 15- M ai 1930 V I  A  951/29 EStG. § 30.)

Q>

3. S t i l l e  G e s e l l s c h a f t  z w i s c h e n  F a 
m i l i e n a n g e h ö r i g e n ?

Es is t s teuerlich  n ic h t unbed ing t geboten, d ie jenige 
G esellschaftrechtsform  als gew o llt und r ic h tig  anzu
erkennen, w ie sie m it  W o rten  von den B ete ilig ten  be
zeichnet ist. Insbesondere lie g t eine so bezeichnete stille  
Gesellschaft zw ischen F am ilienangehörigen  n ic h t vo r, 
wenn die E in lagen der s tille n  G esellschafter led ig lich  
buchm äßig aus dem Betriebsverm ögen ausgeschieden 
sind, die stehen ble iben müssen und die V erfügungsm acht 
des Geschäftsinhabers n ic h t w esentlich  beeinflussen.
(U . v. 28. A ugus t 1930 V I  A  1213/30 S. EStG . § 29.)

4• K o m m a n d i t g e s e l l s c h a f t  z w i s c h e n  
F a m i l i e n a n g e h ö r i g e n ?

Einem  V e rtra g  über die G ründung einer K o m m a n d it
gesellschaft zw ischen F am ilienangehörigen  kann  ohne 
H eranziehung des § 5 A O . steuerlich  die A nerkennung  
versagt werden, w enn der V e rtra g  dem w ide rsprich t, was 
un te r regelm äßigen V erhä ltn issen  über w irtsch a ftlich e  
D inge in  e iner F am ilie  abgem acht zu werden pflegt. 
(U . v. 8. A ugus t 1930 V I  A  1122/30 EStG. § 29.)

I I .  Von Gewinn und Bewertung.
1. D e l c r e d e r e k o n t o  ( G r u n d s ä t z e  u n d  

S ä t z e ) .
D er K a u fm a n n  ha t im  Interesse der K o n tin u itä t der 

B ilanzgebarung  bei E ins te llung  des Delcrederekontos
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Die Bürgersteuerrate vom io . Januar ( io .  M ärz 1931) würde bei

wöchentlicher Lohnzahlung

wenn der Lohnzah- j 
lungstag fä llt  auf den

m it RM. 1.50 bzw. 2.25 
einzubehalten sein bei der 

Lohnzahlung vom

m it dem Gesamtbetrag 
von RM. 3.—  bzw. 4.50 
an die Gemeindekasse 
abzuführen sein bis zum

11 Januar (März) 1931 11. u. 18. Jan. (März) 31 25. Januar (M ärz) 193112. »r .. 1931 12. u. 19. ,, ,, 1931 26. „  „  I9 3 i
‘ 3- » ,, 1931 13. u .20. ,, „  1931 27- 193114. ,, 11 19 31 14. u .21. „  „  1931 23. » » 1931
^5- >, 1931 15. u. 22. „  „  1931 29. »t n  193116. M 1931 16. u. 23. ,, ,, 1931 30. >, 193117- » M 1931 17. u. 24. „  „  1931 3 i- „  >, 1931

die A usübung des W ah lrech ts  ru h t. Z u  diesen Personen 
gehören jedoch die A usländer n ich t, da ihnen  ein W a h l
rech t von  vo rnhere in  n ic h t zusteht. U m  dieses noch be
sonders k la rzuste llen , w ird  nunm ehr durch  § 2 Nr. i  der 
neuen V ero rdnung  ausd rück lich  festgelegt, daß A us
länder, sow eit es s ich n ic h t um  die schon in  dem bis
herigen § 6 Abs. i  G G BS t.D B . bezeichneten Personen 
hande lt, zu r Bürgersteuer heranzuziehen sind.

2. B e f r e i t e  E h e f r a u e n .
D u rch  § 2 Nr. 2 der V erordnung w ird  bestim m t, daß in  

den Fällen , in  denen bei n ic h t dauernd vone inander ge
tre n n t lebenden Ehegatten der Ehem ann auf G rund des 
§ 4 Abs. 2 G G BSt.VO . von  der Bürgersteuer be fre it ist, 
die B e fre iung  sich in  jedem  Falle  auch au f die Ehefrau  
e rs tre ck t (also auch dann, wenn die E he frau  eigenes 
A rbe itse inkom m en haben so llte ).

I I I .  Wer „lebt selbständig auf eigene Rechnung“ P
i .  D ie  B ü r g e r s t e u e r p f l i c h t  d e r  E h e 

f r a u e n  f ü r  1 9 3 1 .

Im  H in b lic k  au f die Änderung , die § 4 Abs. GGBSt.VO. 
durch die N o tve ro rdnung  vom  1. Dezember 1930 erha lten 
hat, is t von m ehreren Seiten angefrag t w orden, ob Ehe
frauen  von B ürge rs teue rp flich tigen  der Bürgersteuer 1931 
unterliegen . Dem gegenüber w eist R F M . da rau f h in , 
daß die durch  die Neufassung aufgeste llte  Voraussetzung 
fü r  die S teuerp flich t („se lbs tänd ig  au f eigene Rechnung

nach g leichm äßigen G rundsätzen und sogar, wenn sich 
die Verhä ltn isse n ic h t w esentlich  ändern, nach g le ich
m äßigen Sätzen zu ve rfah ren. V on dem A nsatz eines 
e inhe itlichen  Prozentsatzes a lle r ausstehenden Forde
rungen kann  deshalb n ic h t ohne weiteres zu einer D re i
te ilu n g  nach ta tsäch lich  zu erw artenden A usfä llen , 
sonstigen offenen Forderungen und W echse lum lau f über
gegangen werden.

D ie A ns ich t, daß der W echse lum lau f bei Bemessung 
des Delcrederekontos außer B erücks ich tigung  bleiben 
müsse, is t u n ric h tig . (U . v. 3. J u n i 1930 IA  871, 872/29 
EStG. § 13.)

2. G e s e l l s c h a f t e r d a r l e h e n .
Haben die G esellschafter neben dem Gesellschafts

k a p ita l a u f G rund des G esellschaftsvertrages noch andere 
Leistungen, insbesondere D arlehen, gew ährt, und ha t die 
Gesellschaft ke inen  G ew inn b ilanzm äß ig  ausgewiesen, 
w e il die gesamten M ehre innahm en als V ergütungen fü r  
die Sonderleistungen verrechnet sind, so kann  die Steuer
behörde die D arlehen n ic h t m it  der bloßen Begründung 
als S tam m kap ita l behandeln, daß die Gesellschaft w ir t 
scha ftliche  Gründe hätte Vorbringen müssen, welche die 
getroffene Regelung als zw ingend erscheinen ließen. V ie l
m ehr ha t um gekehrt die Steuerbehörde nachzuweisen, 
daß eine andere Regelung als die gewählte rech tlichen  
und w irtsch a ftlich e n  Gesichtspunkten a lle in  gerecht ge
wesen wäre. M it  der A ne rkennung  der D arlehen als 
solche is t aber n ic h t die S teuerfre ihe it der V ergü tung  
ausgesprochen, v ie lm e hr is t zu p rü fen , in w ie w e it die 
Vergü tungen angemessen w aren . (U . v. 27. M ai 1930 
IA  31— 33/30  EStG. § 13.)

3. E i g e n e  A k t i e n  u n d  B a r s u m m e .
W enn bei der Verschm elzung zw eier A ktiengese ll

schaften die übernehmende G esellschaft den A k tio n ä re n  
der übernom m enen Gesellschaft fü r  deren A k tie n  neben 
den eigenen A k tie n  noch eine Barsum m e auszahlt, so
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leben“ ) eine Ä nderung  in  der S teuerpflich t der Ehefrauen 
n ic h t h e rbe ifüh rt. Denn bei Ehegatten, die n ich t dauernd 
voneinander ge trenn t leben, läß t sich der B egriff „se lb 
ständig au f eigene Rechnung leben“  n ic h t auf den e in
zelnen Ehegatten ge trenn t anwenden, sondern stets nu r 
au f beide Ehegatten zusam m en; n ic h t dauernd vone in 
ander ge trenn t lebende Ehegatten leben stets gemeinsam 
„se lbs tänd ig  a u f eigene R echnung“ , ebenso w ie sie auch 
nach Z iv ilre c h t gemeinsam den gleichen W ohns itz  haben 
(ve rg l. § 10 Abs. 1 B G B .). M it dieser Auslegung stehen 
die nach § 5 Abs. 4 G G BSt.VO . fü r  die Bürgersteuer in  
B e trach t zu ziehenden V o rsch rifte n  des E inkom m en
steuergesetzes im  E ink la n g . In  § 22 Abs. 1 EStG, ist 
ausd rück lich  vorgeschrieben, daß bei n ic h t dauernd von 
einander getrennt lebenden Ehegatten das E inkom m en 
zusamm enzurechnen ist, also eine T rennung  n ich t danach 
s ta ttfinde t, ob es sich ta tsäch lich  um  E inkom m en des 
Ehem anns oder um  solches der E he frau  hande lt; e in 
kom m ensteuerrech tlich  und da m it auch fü r  die B ürge r
steuer w ird  also das E inkom m en  grundsä tz lich  als gemein
schaftliches E inkom m en angesehen, aus dem der U n te r
h a lt beider Ehegatten bestritten  w ird . Im  übrigen  is t auch 
noch in  § 5 Abs. 3 Nr. 2 G G BSt.VO . ausd rück lich  fest
gelegt, daß die E he frau  ebenfalls eine —  wenn auch er
m äßigte —  Bürgersteuer zu zahlen hat, also bürgersteuer
p f lic h t ig  is t ; dabei w ird  im  Satz 2 daselbst hervorgehoben, 
daß die Ehegatten als G esamtschuldner fü r  das E in e in 
halbfache des au f den Ehem ann entfa llenden Steuer
betrags ha ften .

2. B e d ü r f t i g e  E l t e r n ,  K i n d e r  o h n e  
e i g e n e s  E i n k o m m e n .

D urch  das in  der N otve ro rdnung  vom  1. Dezember 1930 
au f gestellte E rfo rde rn is  des „se lbständ igen Lebens auf 
eigene R echnung“  werden n u r die in  der A usb ildung  be
find lichen , über 20 Jahre a lten  K in d e r ohne eigenes E in 
kom m en (z. B. S tudenten), fe rner bedürftige  E lte rn , die 
von  den K in d e rn  in  deren H ausha lt un te rha lten  werden, 
und in  ähn lichen  V erhä ltn issen lebende Personen aus der 
S teuerp flich t ausgeschieden.

kann  d a rin  eine dem Steuerabzug unterliegende Aus
schü ttung  der übernom m enen A ktiengese llscha ft an ih re  
A k tio n ä re  liegen. (U . v. 1. J u li 1930 IA  134/30 EStG. 
§ I 3-)

4. A u f w e r t u n g s c h u l d e n  u n d  V e r l u s t e .
Die E rhöhung  von A u fw ertungschu lden  in  späteren

Steuerabschnitten kann  ke inen  nach § 15 N r. 3 K örpe r- 
StG. zu berücksichtigenden V erlus t ergeben. (U . v. 
15. J u li 1930 IA  141/30 EStG. § 13.)

5. D e r  e i n h e i t l i c h  f e s t g e s t e l l t e  G e 
w i n n .

a) E n th ä lt der Bescheid über die e inhe itliche  G ew inn
festste llung  n ic h t die V e rte ilung  a u f die einzelnen M it
un ternehm er, so kann  er in n e rh a lb  der V e rjä h ru n g s fris t 
e rgänzt werden. Die E inzel-Veranlagungsbescheide-sind 
—  unbeschadet ih re r R ech tskra ft —  nach § 67 Abs. 2 
EStG , zu berich tigen . (U . v. 4. J u n i 1930 V I  Ä  240/29 
EStG. § 65.)

b) Is t  die Zerlegung des Gesellschaftsgewinnes im  
e inhe itlichen  Feststellungsbescheide un terb lieben, so 
kann  bei der E inzel Veranlagung eine entsprechende Ver- 
fahrungsrüge  zugelassen werden m it der Maßgabe, daß 
der P flich tige  dadurch die E rte ilu n g  eines vo rläu figen  
Veranlagungsbescheides h in s ic h tlic h  der Höhe seines 
G ew innante ils  nach § 82 Abs. 1 A O . erre ichen kann . (U . 
v. 4. J u n i 1930 V I  Ä  424/29 EStG. § 65.)

c) F ließ t den m ehreren M ite igen tüm ern  von Häusern 
je w e ilig  der Nutzen e inzelner bestim m te r Häuser zu, 
w ährend die Absetzungsabnutzungen und die H yp o th e 
kenzinsen bezüglich jeden G rundstücks jedem  nach 
K op fte ilen  zu fa llen , so sind an sich die Voraussetzungen 
fü r  die e inhe itliche  Festste llung des Gewinns nach § 65 
Abs. 1 Nr. 4 EStG , gegeben. T ro tzdem  is t von  einer e in 
he itlichen  Festsetzung abzusehen, w enn diese n u r zu 
e iner E rschw erung der V e ran lagung fü h rt.  (U . v. 18. Mai 
1930 V I  A  865 /30  EStG. § 65.)
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Beleg und B ilanz 
4 - Jahrgang, H e ft 4 
1. Februar 1931 f t

12 B e ra tung : Kass. K lause l (V erg l.O . § 7) —  Arbe its- 
losenvers. —  Reichsanleihe 1929 (E rbS tG .) —  
S tille  Gesellsch. (P r.G ew .S tV O .) —  H ilfs m itte l 
(U S tG . § 2 Nr. 9) —  _________

Aus dem Tagebuch des Beraters
Für die Beantwortung von Fachfragen gilt folgendes:
1. D  i  e e r s t e  B e r a t u n g  i n n e r h a l b  e i n e s  V i e r t e l j a h r e s  i s t  k o s t e n f r e i ,  wenn 

sie eine Briefseite nicht überschreitet; fü r  die erste darüber hinausgehende, angefangene Briefseite w ird  
eine Auskunftsgebühr von U M . 3.— , fü r  jede weitere angefangene Briefseite R M . 4.—- erhoben.

2. Jede weitere Beratung innerhalb des gleichen Vierteljahres kostet je angefangene Briefseite R M . 4.— .
3. Jeder Anfrage ist die laufende Bezugsgeld Quittung und Freiumsehlag beizulegen.

Bei Anträgen auf Auskunft w ird  das Einverständnis m it den Bedingungen nach Z iffe r 1 u. 2 vorausgesetzt.
4. Ueber die Auskunftsgebühr w ird  Rechnung erteilt. Der Betrag ist auf die im  K op f jedes Heftes ange

gebenen Geldkonten der Muth'sehen Verlagsbuchhandlung in  Stuttgart zu überweisen.

5. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friedrichstraße 44.
Beantwortung erfolgt in  der Reihenfolge des Eingangs.

Die „kassatorische Klausel“ nach Vergleich.
(V erg l.O . § 7).
Im  F rage fa ll is t eine kassatorische K lause l ve re inbart, 

die sich a u f § 7 Verg l.O . bezieht, obw ohl der § 7 nu r im  
Z w e ife l die H in fä llig k e it des Erlasses vorsieht. G leich
w o h l is t im  F rage fa ll n a tü r lich  die H in fä llig k e it des E r
lasses bei Verzug als vere inba rt anzusehen.

D er Schuldner ko m m t in  Verzug an sich, w enn er tro tz  
M ahnung bei F ä llig k e it n ic h t gezahlt hat.

N un scheint aber im  F rage fa ll fü r  die Z ah lu n g  der ein
zelnen Raten von  vo rnhere in  e in  bestim m ter Zah lungs
te rm in  festgelegt worden zu sein. In  diesem Falle  ist 
eine ausdrückliche M ahnung n ic h t e rfo rde rlich , v ie l
m ehr is t der Schuldner bereits dadurch in  Verzug ge
kom m en, daß er n ic h t te rm ingem äß gezahlt hat.

Der nächste S ch ritt e rg ib t sich daher aus § 75 Abs. 1 
Verg l.O ., dem zufolge aus dem bestätigten Verg le ich in  
Verb indung m it  einem Auszug aus dem berich tig ten  
G läub igerverzeichn is wegen der dah in  als ane rkann t ve r
m erk ten  Forderungen die Zw angsvo lls treckung  un te r 
entsprechender Anw endung der §§ 724 bis 793 ZP O . s ta tt
findet. Nun is t aber g le ichze itig  in fo lge  der kassatori
schen K lause l der E rlaß  —  n ich t etwa der V erg le ich  —  
h in fä llig  geworden. Infolgedessen kann  der G läubiger, 
der als solcher ane rkann t ist, m itte ls  eines m it  der V o ll
streckungsklausel versehenen Auszuges aus dem G läu
b igerverze ichnis ohne weiteres wegen seiner g a n z e n  
Forderung gegen den Schuldner vo lls trecken.

Das vo r dem V erg le ich  e rw irk te  vo lls treckbare U rte il 
kann  h ie r fü r  n ic h t benutzt werden, da ja  nachher der 
Verg le ich geschlossen worden is t. Sie müssen sich also 
den Auszug aus dem G läub igerverzeichn is nebst V o ll
streckungsklause l beschaffen. A lsdann fo rde rn  Sie den 
G erich tsvo llz iehe r zu r Z w angsvo lls treckung  auf.

„Geringfügige Beschäftigung“ und Arbeitslosen
versicherung.
D urch  die N otve ro rdnung  vom  27. J u li  1930 is t in  das 

Arbeitslosenversicherungsgesetz e in  § 75a aufgenom men, 
demzufolge geringfüg ige Beschäftigungen versicherungs
fre i sind. A ls  ge ring füg ig  gelten Beschäftigungen, die auf 
n ic h t m ehr als 30 A rbe its tunden  in  e iner Kalenderw oche 
nach der N a tu r der Sache beschränkt zu sein pflegen oder 
im  voraus durch  den A rbe itsve rtrag  beschränkt sind 
o d e r  w e n n  f ü r  s i e  k e i n  h ö h e r e s  w ö c h e n t -  
1 i c h e s  A r b e i t s e n t g e l t  a l s  R M .  1 o.—  o d e r  
k e i n  h ö h e r e s  m o n a t l i c h e s  A r b e i t s e n t 
g e l t  v e r e i n b a r t  o d e r  o r t s ü b l i c h  i s t ,  
a l s  R M. 4 5.— .

Im  F rage fa ll beziehen die Schwestern jede n ic h t m ehr 
als einen W ochen lohn  von RM . 10.__.

Sie können also A n tra g  auf R ückzah lung  der gezahlten
Arbeitslosenversicherungsbeiträge vom  Z e itp u n k t des 
In k ra fttre te n s  der N o tverordnung an verlangen. Daß 
die Krankenkasse die Beiträge entgegengenommen hat, 
lieg t daran, daß sie led ig lich  abführende Stelle ist.

In  Z u k u n ft w ürde ich  jeden fa lls  die Beiträge fü r  die 
A rbe its losenvers icherung n ic h t m ehr bezahlen. Sollte 
der A n tra g  abgelehnt werden, dann g ib t es zwei Be
schwerdeinstanzen, durch die Sie Ih re m  E rs ta ttungs
anspruch G eltung verschaffen können. Das Nähere h ie r
über geht aus dem Bescheid, den Sie e rha lten  werden, 
hervor.
Reichsanleihe 1929 schenkungsteuerfrei ?

W eder die V erordnung vom  17. M ai 1929 noch die 
später zu dieser V erordnung ergangenen Erlasse vom  
8. F ebruar 1930 und vom  28. M ai 1930 äußern sich irgend
w ie zu r Frage der Schenkungsteuerfre ihe it bei der Reichs
anle ihe von  1929.

W enn m an  vom  W o rtla u t der Z iffe r 2 der V e rordnung 
vom  17. M a i 1929 ausgeht, k o m m t m an  zu der Ü ber
zeugung, daß der Übergang der A n le ihe  durch  Schenkung 
n ic h t be fre it is t, da die Z iffe rn  1 bis 4 der V ero rdnung  als 
erschöpfende B e fre iungsm ög lichke iten  angesehen werden 
müssen. Es is t n ic h t einzusehen, w a rum  die V erordnung 
den von  Ih n en  gedachten F a ll n ic h t hä tte  aufzäh len 
sollen, w enn fü r  Schenkungen die S teuerfre ihe it be
abs ich tig t gewesen wäre.

Bei der Z iffe r 2 is t die A bs ich t offenbar die gewesen, den 
Ersatz eines durch höhere G ew alt ausscheidenden E r
werbers du rch  den E rben ohne weiteres zu erm öglichen. 
Bei Schenkungen würde die Sache aber doch vo llko m m e n  
anders liegen, da der Ü bergang n ic h t in fo lge  eines n a tu r
gesetzlichen Zwanges e rfo lg t.

Ich  ha lte  die B e fre iungsfä lle  in  der V e rordnung vom  
17' M a i 1929 n ic h t n u r fü r  erschöpfend angegeben, son
dern auch fü r  genau s tip u lie rt, so daß nach m e ine r Ü ber
zeugung S chenkungsteuerfre ihe it beim  Übergange der 
Reichsanleihe vom  Schenker au f den Beschenkten n ic h t 
in  B e trach t ko m m t. D ie Z iffe rn  1, 3 und 4 der V er
o rdnung h in s ic h tlic h  der Verm ögensteuerbefre iung und 
der S teuerfre ihe it der E rträge  aus der A n le ihe  finden aber 
se lbstverständ lich  auch au f den Beschenkten Anw endung.
Der Sohn Angestellter oder Stiller Gesellschafter ?

(P r. G ewStVO.).

E in  E insp ruch  gegen die H inzu rechnung  des Gehalts 
und der G ew innbete iligung  des Sohnes, der P ro k u ris t 
is t, zum  Gewerbeertrage w ird  ke inen  E rfo lg  haben. Die 
Steuerbehörde w ird  sich au f die folgende, besonders in te r
essante E n tsche idung s tü tzen :

V o n  d e n  U m s t ä n d e n  d e s  e i n z e l n e n  
F a l l e s  h ä n g t  e s  a b ,  o b  e i n  S o h n  d e s  
F i r m e n i n h a b e r s  i n  W i r k l i c h k e i t  A n 
g e s t e l l t e r  o d e r  s t i l l e r  G e s e l l s c h a f t e r  
i s t .  D i e  E i n l a g e  e i n e s  s t i l l e n  G e s e l l 
s c h a f t e r s  k a n n  a u c h  i n  d e r  L e i s t u n g  
v o n  D i e n s t e n  b e s t e h e n .  D a s  K o n t r o l l 
r e c h t  e i n e s  s t i l l e n  G e s e l l s c h a f t e r s ,  
d a s  i n  d e m  A n s p r u c h  g i p f e l t ,  d i e  R i c h 
t i g k e i t  d e r  j ä h r l i c h e n  B i l a n z  u n t e r  
E i n s i c h t  d e r  B ü c h e r  u n d  P a p i e r e  z u
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p r ü f e n ,  b r a u c h t  n i c h t  v e r e i n b a r t  z u  
s e i n ,  w e n n  i h m  d a s s e l b e  a u f  G r u n d  
s e i n e r  d e r  F i r m a  z u  l e i s t e n d e n  D i e n s t e  
z. B.  a l s P r o k u r i s t ,  t a t s ä c h l i c h  z u s t e h t .

A ls  Inhaber der F irm a  A . H . K . is t F rau  M ath ilde  K . 
im  H andelsregister eingetragen. Ih r  Sohn is t P ro ku ris t 
der F irm a . Bei der V eran lagung der F irm a  zu r Gewerbe
ertragsteuer fü r  das R echnungsjahr 1927 is t s tre itig , ob 
das G ehalt des Sohnes dem G eschäftsertrag zuzurech
nen ist.

Der Berufungsausschuß h a t es be jah t und s tü tz t seine 
Entsche idung a u f § 5 RAO . Nach dieser V o rs c h rift kann  
durch  M ißbrauch von Form en und  G esta ltungsm öglich
ke iten  des bürge rlichen  Rechts die S teuerp flich t n ic h t 
umgangen oder gem indert werden. Z u r  Begründung fü r  
die A nnahm e einer Steuerum gehungsabsicht fü h rt, der 
Berufungsausschuß aus: Der Sohn der In h ab e rin  der 
F irm a  sei unve rhe ira te t und lebe im  H ausha lt seiner 
M u tte r. Seine Bezüge hä tten  seit Jahren  die H ä lfte  des 
Geschäftsgewinns betragen und ständen som it dem ge
w erblichen  E inkom m en  der G eschäfts inhaberin gleich. 
Seine gesamten Bezüge im  Jahre 1926 seien ih m  n ich t 
ausgezahlt, sondern seinem K a p ita lko n to  gutgeschrieben 
worden.

Aus diesem Sachverha lt z ieh t der Berufungsausschuß 
den Schluß, daß die S te llung des Sohnes das H a u p tm e rk 
m al eines A ngeste llten  Verhältnisses, n ä m lich  die T ä tig ke it 
fü r  frem de R echnung und V e ran tw ortung , verm issen 
lasse. E r müsse daher nach Lage der Verhältn isse als 
Geschäftsteilhaber angesehen werden. Das E n tge lt fü r  
seine T ä tig k e it ste lle som it gew erblichen E rtra g  dar und 
könne auch n ic h t te ilweise als Betriebsunkosten zum 
Abzug zugelassen werden.

Es kann  zw e ife lh a ft sein, ob die Voraussetzung des 
§ 5 R AO . h ie r vo rlie g t. Jedenfa lls g re ift Abs. 2 Z iff. I  
dieser V o rs c h rift n ic h t P la tz, da die A ns te llung  eines 
Sohnes gegen G ehalt und G ew innbete iligung  keine unge
w öhn liche  R echtsform  dars te llt. D ie A nw endba rke it des 
§ 5  a. a. 0 . au f den vorliegenden F a ll kann  auch dah in 
gestellt bleiben, da die vom  Berufungsausschuß getroffene 
Festste llung sich nach dem fü r  die G StV . g le ich fa lls  
geltenden § 4 R AO . rech tfe rtigen  läß t. Nach dieser 
V o rsch rift s ind bei Auslegung der Steuergesetze ih r  
Zw eck, ih re  w ir tsch a ftlich e  Bedeutung und die E n tw ic k 
lung  der Verhä ltn isse zu berücksich tigen . Bei e iner 
solchen w irtsch a ftlich e n  Betrachtungsweise is t nach dem 
der Vorentsche idung zugrunde liegenden Sachverha lt 
anzunehm en, daß der Sohn in  W irk lic h k e it  n ic h t A n 
gestellter, sondern s t ille r  Gesellschafter der F irm a  ist. 
Seine Verm ögenseinlage (§ 335 H G B.) besteht in  der L e i
stung von D iensten und in  der K ap ita lb e te ilig u ng . Da 
er g le ichze itig  P ro k u ris t is t, ha t er auch, ohne daß es 
einer Vere inbarung  bedürfte , ta tsäch lich  das einem  
stillen  Gesellschafter nach § 335 H G B. zustehende K o n 
tro llre c h t, welches in  dem A nspruch  g ip fe lt, die R ich tig 
k e it der jä h rlic h e n  B ilanz  u n te r E in s ich t der Bücher und 
Papiere zu p rü fen . Danach is t auch das in  die Form  des 
Gehalts gekleidete E n tg e lt G ew inn aus e inem  s tille n  
G esellschaftsverhältn is. Daß von  dem G ehalt L ohn 
steuer gezahlt is t, is t bei der gegebenen Sachlage uner
heblich. D er G ew inn eines s tille n  Gesellschafters is t 
von dem G eschäftsertrag n ic h t abzugsfähig.

Entsch. v. 17. Dezember 1929 V I I I .  G. St. 177/29.
D ie B egründung der E n tsche idung vom  17. Dezember 

1929 läß t a lle in  durch  den Absatz, der den§ 4 R AO . heran
z ieh t und die Le is tung  von D iensten der K ap ita le in lage  
eines s tille n  Gesellschafters g le ichste llt, einen E inspruchs
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e rfo lg  kaum  zu. Da die Entsche idung gerade h ie rm it 
einen absoluten G rundsatz ausspricht, der a u f a lle  gle ich 
oder ä h n lich  gearteten Fälle  A nw endung  finden muß, 
ko m m t m an zu r H inzu rechnung  des Gehalts und der Ge
w innbe te iligung  des P roku ris ten  auch noch au f einem 
anderen W eg:

Es lie g t jeden fa lls  nach der vore rw ähn ten  Entschei
dung ein B e te iligungsve rhä ltn is  vo r. Nun is t aber seit 
der V erordnung vom  18. M ai 1929 der § 5 der preußischen 
G ewerbesteuerverordnung u. a. dah in  geändert, daß zu 
den abzugsfähigen Betriebsausgaben n ic h t gehören die 
Gehälter, Tantiem en oder un te r sonstiger Benennung 
gew ährten Vergütungen, die von e iner O H. oder e iner 
andern Gesellschaft, bei der der Gesellschafter als U n te r
nehm er (M itun te rnehm er) des Gewerbebetriebs anzusehen 
ist, an ih re  Gesellschafter fü r  die der Gesellschaft ge
le isteten A rbe iten  und Dienste e n trich te t worden sind.

A ls  w esentlich  be te ilig ter Gesellschafter g ilt  eine Person, 
wenn sie oder ih re  A ngehörigen u n m itte lb a r usw. zu 
m ehr als einem  V ie rte l be te ilig t sind. Z u  betonen is t 
h ierbei, daß der W o rtla u t „o d e r ih re  A ngehörigen“  dah in  
zu verstehen ist, daß das B e te iligungsve rhä ltn is  fü r  die 
wesentliche B ete iligung  zusamm engerechnet w ird , woraus 
sich dann w ieder ohne weiteres die H inzu rechnung  der 
e rw ähnten  Bezüge zum  Gewerbeertrage e rg ib t.

W äre  also n ic h t ausd rück lich  ausgesprochen, daß der 
G ew inn eines s tille n  Gesellschafters vom  Gewerbeertrage 
n ic h t abzugsfähig sei, so w ürde m an dennoch au f G rund 
der angenom menen B e te iligung  überhaupt schon nach 
§ 5 zu r H inzu rechnung  des Gehalts und der G ew inn
be te iligung  zum  Gewerbeertrage kom m en. D erartige  
Fä lle  sind besonders häu fig  bei Fam iliengesellschaften, 
die besonders durch  die auslegenden B estim m ungen der 
Rechtsprechung z iem lich  h a rt getroffen werden.

„H ilfsm ittel“ i. Si. § 2 N r. 9 UStG.
Z w e i G ründe sprechen gegen die R ück fo rde rung  der 

Um satzsteuer fü r  die Jahre 1924/1930:
Zunächst ko m m t eine R ück fo rde rung  ohne weiteres 

n ic h t in  Frage, soweit die Umsatzsteuerbescheide Rechts
k ra f t  e rlang t haben.

D ann aber ha lte  ich  auch den K ra n ke n tra n sp o rt n ich t 
als zu den H ilfs m itte ln  i.  Si. § 2 Z iff.  9 gehörend.

Es is t w oh l r ic h tig , daß durch  das S teuerm ilderungs
gesetz auch die H ilfs m itte l um satzsteuerfre i e rk lä r t 
worden sind. Das bezieht sich aber nach m einer A u f
fassung au f M itte l, w ie Prothesen, Verbandstoffe, B r ille n  
usw., n ic h t aber a u f K rankentransporte . W enn die K ra n 
ken transporte  als solche H ilfs m itte l angesehen werden 
so llten , dann m üßte nach m einer A u ffassung  auch die 
Beherbergung und B eköstigung in  K rankenhäusern  und 
H e ilans ta lten  um satzsteuerfre i sein. Dies is t aber schon 
nach R F H . 10, 181 n ic h t der F a ll.

H in s ic h tlic h  der Nennung des § 27 A B . is t Ihnen  w oh l 
e in  I r r tu m  un te rla u fe n . D ieser behandelt doch die m ün d 
liche  Abgabe von  S teuererklärungen. Z u  § 2 Z iff. 9 UStG, 
gehört der § 21 D B.

D o rt is t in  Abs. 1 un te r Z iff.  3e übrigens auch a u f den 
§ 558b der R e ichsvers icherungsordnung hingewiesen, 
durch  den der B egriff der H ilfs m itte l bestim m t w ird . 
(„A u s s ta ttu n g  m it  K örperersatzstücken, orthopädischen 
und  anderen H ilfs m itte ln , die e rfo rd e rlich  sind, um  den 
E rfo lg  der H e ilbehand lung  zu sichern oder die Folgen der 
V e rle tzung  zu e rle ich te rn .“ )

Ic h  w ürde  m it  R ücks ich t au f die vorstehenden Ge
s ich tspunkte  davon abraten, die gezahlte Um satzsteuer 
zu rückzu fo rde rn .
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